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* 
„Der Worte ſind genug gewechſelt, 
Nun laßt uns einmal Thaten ſehen“ 


j Mein das letzte ſteht nicht in unſerer Macht und was das erfte an⸗ 


ungt, fo handelt es ſich doch um Aufklärung des Publikums, um ein 
inwirken auf die öffentliche Meinung, damit bei der bevorſtehenden 
ulgeſetzgebung ein allſeitiges Intereſſe ſich kundgebe, und einſeitige 
uſchauungen einem Werke nicht ihr Siegel aufdrücken, das für lange 
eit die geiſtige Arbeit unſeres Volkes einleiten und ſchützen ſoll. Der 
Veund der Realſchulen, welcher ſich jüngſt in dieſem Blatte verneh⸗ 
Men ließ, hat unzweifelhaft darin Recht, daß man dieſe Schöpfung, 
ie ihre jetzige, und jagen wir es offen heraus, unmöglich haltbare 
Sgeſtaltung der wenig wohlwollenden Theilnahme des Herrn Geh.⸗ 
Rath b Wie ſe verdankt, nachdem ſie in den bei Weitem meiſten Fällen 
cus einer energiſchen Oppoſition des liberalen Bürgerthums gegen die 
i horn⸗Raumer'ſchen Maßnahmen hervorgegangen war, nicht un⸗ 
mittelbar zu Gunſten derjenigen, welche aus pädagogiſchen, 
nationalen und wirthſchaftlichen Gründen die Einheit 
es höheren Schulunterrichts verfochten haben und noch gegenwärtig 
erfechten, zu Tode verurtheilen wird. Wenn er aber ſelbſt die In⸗ 
ionen der leitenden Kräfte im Unterrichts ⸗Miniſterium als den 
ealſchulen abhold erachtet, jo wollen wir ihm darin nicht entgegen 
teten: wir ſind vielmehr überzeugt, daß die Realſchule niemals mit 
Don Gymnaſium volle Ebenbürtigkeit und Gleichberechtigung erlangen 
dürfte. Wenn die Realſchule aber in der neuen Geſetzgebung nichts 
gewinnt, ſo verliert ſie eben Alles, namentlich dann, wenn dem Gym⸗ 
naſium die Reformen auferlegt werden, die ſchon fo lange als wün⸗ 
henswerth und nothwendig bezeichnet ſind, Refocmen, die nur eine 
geringe Zurückdrängung der antiken und eine gerechte Würdigung der 
odernen Bildungselemente in Ausſicht nehmen. 2 . all 
ein nur zwei naturwi ſtliche und vier mathemt 
in jeder Woche, ſowie für den Rechenunterricht ur für die 2 


N ſchreibenden Setueisifenfepätten ausreichend vorgebildete Lehrer. Jetzt 


haben wir in Quinta, Quarta und den beiden Tertien nur drei ma⸗ 
matiſche Stunden und in den beiden Sekunden nur je eine Stunde 
Phyſik, daneben die wunderliche Verfügung, daß der naturgeſchichtliche 
unterricht in Sexta und Quinta, vielleicht in den Tertien ganz weg⸗ 
allen könne, wenn lein qualifizirter Lehrer dafür vorhanden ſei, wo⸗ 
ei dieſe Qualifikation nicht von der Fakultas ſondern von andern 
igenthümlichkeiten, die nicht näher bezeichnet find, abgeleitet werden 
oll. Unſere Reformen find alſo beſcheiden genug! 

Die Frage iſt alſo nicht: Wird die Realſchule 1. Ordnung in 
der neuen Organiſation beſtehen bleiben, ſondern: Wird das Gymna⸗ 
lum die nöthige Reform dahin erhalten, daß es uns nicht allein das 

erſtändniß der alten Welt erſchließt, ſondern uns auch an das hin⸗ 
antreten läßt, was der neuen Zeit ihre Cbarakterſignatur gegeben 
at. Wir verlangen ſomit nicht Ausdehnung des mathematiſchen 
Stoffes, alſo z. B. nicht mit Gallenkamp die Anfangsgründe der 
erenzial- und Integral⸗Rechnung, ſondern Vertiefung innerhalb 
er jetzt ſchon dieſem Unterrichte gezogenen Grenzen durch Aufnahme 
5 neuern Anſchauungsweiſen in geſchickter Verbindung mit der eu⸗ 
elidiſchen; wir verlangen als naturwiſſenſchaftlichen Stoff nur die 
aung, Flora und Gaea der heimiſchen Provinz und die Erörterun⸗ 
gen der chemiſch⸗phyſikaliſchen Geſetze, welche ein tieferes Verſtänd⸗ 
niß der Naturgeſchichte ermöglichen, wir verlangen hier wie überall 
im Gymnaſium nur Propädeutik iſt, damit der Abiturient nach Ueber⸗ 
windung des rein Elementaren den Quellen der Wiſſenſchaft 
elbſt näher treten könne, um ſo Bildung zu erlangen, die wir als 
as. Vermögen erklären, ſich aus dem Schatze des eigenen Wiſſens 
und der eigenen Erfahrungen den gegenwärtigen Kulturzuſtand kon⸗ 
tren zu können. 

Es ſcheint alſo eine höhere Unterrichts⸗Anſtalt auszureichen: 
egner ſprechen von einer Mannigfaltigkeit je nach individueller Neigung 
und Befähigung. Das hat man ſchon immer eingewendet, als man 

Pa die vielfach verſchiedenen Einrichtungen des einen Gymna⸗ 
5 zu vertheidigen ſuchte. Die Mannigfaltigkeit iſt oft nur ſubjek⸗ 

8 Belieben, iſt Feſthalten am überkommenen Schlendrian; ſie iſt 
dealt überwunden durch die mehr oder minder durchgeführte 
inheitlichkeit unſerer Gymnaſien im ganzen Staate. Gymnaſien u. 
Lehracbulen ſollen zwei verſchiedene, innerlich aber gleichberechtigte 

8 alten ſein. Wir wollen das einmal als unzweifelhaft ſta⸗ 
Aut ann müſſen auch die objektiven Berechtigungen für beide 
zum arten dieſelben fein, fonft wird eine Kraft- und Geldzerſplitte⸗ 

. eintreten, die ſchwerer wiegt, als man gewöhnlich annimmt. 
tädte mit mehreren Anſtalten können Gymnaſien und Real⸗ 
böchſt ugleich haben; deren ſind aber im preußiſchen Staate 
einen chſtens 30 bis 40, wie ſiehts um in allen anderen aus? In der 

N find alle Väter genöthigt, die Realſchule für ihre Söhne zu 
24 en, in der anderen hingegen bieten ſich nur die Gymnaſien dar: 

Koran ficht ſofort ein, was bei nicht völliger Gleichſtellung heraus⸗ 
of Haben nun aber die Vertreter der Realſchule wirklich 
I nung alle ihre Wünſche erfüllt zu fehen? Gewiß nicht! Was nun 

De ift, das muß ihnen überlaſſen bleiben. Am meiſten würde es 

e fein, wenn dem Gymnaſium die angedeuteten Reformen 
thalten blieben, wenn die Heißſporne Recht behielten, die nur 
in Alterthum das Heil der Seelen erblicken, es wäre das in der 
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Berlin, 2. Februar. Dem Bundesrath iſt heute der Entwurf 
eines Geſetzes über den Sitz des Reichsgerichts nebſt deſſen 
Begründung zugegangen. Der einzige Paragraph des Geſetzes lautet: 

„Das Reichsgericht erhält ſeinen Sitz in Berlin.“ Die beſchleunigte 
Entſcheidung über den Sitz des Reichsgerichts iſt dringend, ſchon 
weil die baulichen Vorbereitungen, welche nothwendig vorangehen 
müffen, eine erhebliche Zeit in Anfpruch nehmen werden und bis zum 


1. Oktober 1879, dem ſpäteſten Termine für das Inslebentreten des 


neuen Gerichtshofes, nicht herzuſtellen ſein würden, wenn die Feſt⸗ 
ſtellung des Orts nicht ſchon in der bevorſtehenden Seſſion des Reichs⸗ 
tags erfolgte. Der Vorſchlag, Berlin zum Sitz des Reichsgerichts 
zu erheben, wird durch verſchiedene Gründe unterſtützt. Zunächſt 
eignet ſich die Reichshauptſtadt wegen ihrer geographiſchen Lage 
ziemlich im Mittelpunkt des Reiches am beſten dazu; ferner ſprechen 
dafür die reichen Hülfsmittel, welche dieſe Stadt den Mitgliedern des 
Gerichts materiell wie geiſtig bietet. Dazu tritt noch mit ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung, daß Berlin die Reſidenzſtadt des Kaiſers iſt, 
daß hier der Bundesrath und Reichstag reſidiren und überdies die 
höchſten Reichsbehörden ihren Sitz haben. Faſt in allen größeren 
europäiſchen Staaten fällt der Sitz des höchſten Gerichts mit dem 
Sitz der Staatsregierung zuſammen. Auch die Rückſichten auf 
die Zuſammenſetzung des Disziplinarhofes, des Bundesamts für 
das Heimathsweſen und des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts, zu deren Bil⸗ 
dung die Heranziehung richterlicher Beamten nöthig iſt, ſprechen für 
die Wahl Berlins. „Aus allen dieſen Erwägungen“, heißt es 
ſchließlich, „wie im Hinblick darauf, daß mit der weiteren Entwicke⸗ 
lung der Reichs⸗Inſtitutionen ſich immer mehr das Bedürfniß ergeben 
wird, in den R eichsbehörden auf die Mitwirkung von reichsrichter⸗ 
fihen BL. 


abn-Xınt e e e 

Beſtimmungen des Bahn⸗ 
Polizei⸗ Reglements für die deutſchen Eiſenbahnen zu unter⸗ 
werfen ſein möchten, vorgelegt worden. 

2 Berlin, 2. Februar. Alles, was ſich „liberal“ nennt, war im 
bisherigen Reichstag 204 Köpfe (5 mehr, als zur Mehrheit erforderlich) 
ſtark. Der neue Reichstag wird uur 185 „Liberale“ in die⸗ 
ſem Sinne zählen. Dieſe Verminderung hat nur eine theoretiſche 
Bedeutung; ein einheitlicher Liberalismus iſt im verfloſſenen Reichs⸗ 
tage niemals zum Ausdruck gelangt. In Fällen, wo einmal wirklich 
alle dieſe „Liberalen“ übereinſtimmten, war auch die Mehrzahl der 
Konſervativen auf Seiten des Liberalismus. Eine Schwächung des 
Nationalliberalismus iſt heutzutage nicht gleichbedeutend mit Schwä⸗ 
chung des Liberalismus. Im Gegentheil verſpricht der neue Reichs⸗ 
tag aus verſchiedenen Gründen in liberalem Sinne etwas beſſer zu 
werden, als der alte. Den erſten Anſturm auf den neuen Reichstag 
wird die Regierung freilich in handelspolitiſcher Beziehung 
verſuchen. Es ſoll nach dieſer Richtung eine große „nationale Frage“ 
aufgebauſcht werden. Große Theile des Zolltarifs ſollen zeitweilig 
zur Verfügung des Reichskanzlers behufs Einführung von „Kampf⸗ 
zöllen“ geſtellt werden. Man rechnet, daß die nationalliberale Partei 
nachgiebig genug ſein wird, um mit den Schutzzöllnern und den Gou⸗ 
vernementalen der rechten Seite zuſammengenommen eine Mehrheit 
zu ſchaffen, welche dieſer neuen Phaſe kanzleriſcher Wirthſchaftspolitik 
mehr parlamentariſchen Erfolg ſichert, als das verunglückte Reichs⸗ 
Eiſenbahn⸗Projekt finden konnte. Inzwiſchen legt die geſtern im 

„Reichsanzeiger“ veröffentlichte Statiſtik der Einfuhr im letz⸗ 
ten Quartal 1876 dar, daß die inländiſche Induſtrie wohl zu keiner 
Zeit weniger unter der ausländiſchen Konkurrenz zu leiden gehabt 
hat, als gerade jetzt. Die Eiſenzölle, um welche gerade in dieſer Zeit 
ein ſo erbitterter parlamentariſcher Kampf geführt worden iſt, haben 
kaum eine halbe Million M. eingetragen. Die Einfuhr von verzoll⸗ 
tem Eiſen und Stahl aller Art betrug nur 340,000 Ztr. gegen 480,000 
Ztr. im vorhergehenden Quartal und 484,000 Ztr. im 4. Quartal 1875. 
An Garnen und Zeugwaaren aller Art wurden nur 380,000 Ztr. ein⸗ 
geführt, gleichfalls weniger, als in den vorhergehenden Quartalen. — 
Die Landtagsverhandlungen bieten jetzt nur ſelten ein poli⸗ 
tiſches Intereſſe und bekunden deutlich, wie ſehr der Reichstag das 
Abgeordnetenhaus in politiſcher Beziehung überragt. Die Verhand⸗ 
lungen und Abſtimmungen über die Reptilienfonds, ſowie bei Steuer⸗ 
fragen ließen deutlich die Unterſchiede zwiſchen Fort⸗ 
ſchritts⸗Partei und Nationalliberalismus hervor⸗ 
treten. Bei den geheimen Fonds trennten ſich 5 neugewählte National⸗ 
liberale von dem Gros ihrer Partei und ſtimmten mit der Fortſchritts⸗ 
partei. Nachdem die von der nationalliberalen Seite patroniſtrten 
Verſuche, aus der Gruppe Löwe Etwas zu machen, geſcheitert ſind, 
ſucht man in der Preſſe wenigſtens die ſechs autonomiſtiſchen Elſaſſer 
für das Stillleben in jenem kleinen Zirkel zu gewinnen. Die Fort⸗ 
ſchrittspartei wird demnächſt im Anſchluß an die bei den Wah⸗ 
len geſchaffenen Anfänge eine Parteiorganiſation im weiteſten Um⸗ 
fange herbeizuführen beſtrebt ſein. Eine nur den Vertrauensmännern 
zugehende Parteikorreſpondenz — herausgegeben vom Abg.Pariſius — 
wird an Stelle der „Wahlkorreſpondenz“ treten und die in etwa 110 
Wahlkreiſen angeknüpften Verbindungen, auch abgeſehen von den 
Wahlen, lebendig zu erhalten ſuchen. 
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— Wie in in unterrichteten Kreiſen d verlautet, Secbiläiant die ie Staats- 


ordnetenhauſe zu beantragen. Dieſe ſoll theils für Zwecke der von 
der Nogat⸗ Ueberſchwemmung betroffenen Landescheile, theils für Her⸗ 
ftellung von Bauten, die nicht in das Extre ß cbinarium keinzuſtellen 
find, verwandt werden. Ob dieſe Anleihevorlage noch dem gegen⸗ 
wärtigen Landtage zugehen wird, kann mit Beſtimmtheit noch nicht 
angegeben werden. 

— Im Abgeordnetenhauſe wird ſich allem Vermuthen der „Kr. 
Ztg.“ nach eine Majorität zur Bewilligung der für den Ober⸗ 
kirchenrath und einzelne Konſiſtorien geforderten Mehr⸗ 
ausgaben zuſammenbringen laſſen. Der Präſident des Oberkirchen⸗ 
raths ſoll in feinem Gehalt um 5000 Marl erhöht werden; außerdem 
will der Kultusminiſter eine neue Stelle für einen Vize⸗Präſidenten 
des Oberkirchenraths kreiren. Ferner werden laut Etatsgeſetz neue 
Direktorſtellen für dreilgonfiftorien und mehrere Rathſtellen geſchaffen, 
und endlich ſollen die Konſiſtorien durch Aſſeſſoren verſtärkt werden. 
Dieſe Mehrbelaſtung des Kultusetats wird als Konſequenz aus dem 
Generalſynodalgeſetz dargeſtellt, welches die Verwaltung kirchlicher 
Vermögens⸗Objekte den Regierungen abnimmt und den kirchlichen Or⸗ 
ganen zuweiſt. 

— Die beiden däniſchen Abgeordneten Kryger und 
Laſſen wollen, um der Eidesleiſtung aus dem Wege zu gehen, ihren 
Sitz bis auf Weiteres im Abgeordnetenhauſe nicht einnehmen. Jeden⸗ 
falls wird aber Seitens des Präſtdiums an die beiden Abgeordneten 
die Aufforderung gerichtet werden, den vorgeſchriebenen Eid auf die 
Verfaſſung zu leiſten. Sollten ſie ſich deſſen weigern, ſo haben die f 
Herren dadurch ihr Mandat verwirkt, und die zehnjährige Komödie 
wird weiter geſpielt.; 

— Die Herren v. Kardorff und v. Beth manner. f 
weg haben ihre Beleidigungsklagen gegen Herrn v. Dieſt⸗ Daber a 
die „Poſt“ ausgedehnt, weil dieſe die bekannte Erklärung des Herrn ' 
v. Dieft zuerſt veröffentlicht hat. Der erſte dieſer Prozeſſe wird, wie 


das Blatt ſelbſt meldet, am 17. Februar, * 2 55 1. 8 N 
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der Rechte Nee fofern fie nicht die Mittel befäßen, nach Boll 5 


endung ihrer Studien mindeſtens noch zehn Jahre hindurch aus 
eigenen Mitteln zu leben. Wäre eine ſolche patriarchaliſche Bevor⸗ 
mundung des Staates noch an der Tagesordnung, ſo würde es an⸗ 
gezeigt ſein, eine ähnliche Warnung aufs Neue zu erlaſſen. Das 
Studium der Rechte nahm ſeit Anfang der fünfziger Jahre in dem⸗ 
ſelben Maße ab, in welchem die Troſtloſigkeit der Lage der Juſtiz⸗ 


beamten zunahm. Als in Folge deſſen ein ſehr fühlbarer Mangel an 


jungen Kräften eintrat, die etatsmäßigen Stellen nur noch mit Mühe, 


zum Theil nicht mehr rechtzeitig, zu beſetzen waren und man ſich ge. 
zwungen ſah, die materielle Lage der Juſtizbeamten durch Erhöhung 
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der Gehälter wenigſtens einigermaßen erträglich zu geſtalten, wurde sr 


ſofort auch wieder eine Zunahme des Studiums der Rechte bemerk⸗ 
bar. Seitdem iſt daſſelbe in ſtetigem Steigen begriffen. Nach Aus⸗ 
weis des Decker'ſchen Terminskalenders, welcher ſeine Perſonalnach⸗ 
richten aus dem Juſtizminiſterium erhält, ſtellte ſich die Anzahl der 
Referendarien im Jahre 1872 auf 1494, 1873 auf 1528, 1874 auf 
1585, 1875 auf 1744, 1876 auf 1983 und im laufenden Jahre auf 2326. 


Im Laufe von ſechs Jahren hat mithin die Zahl der Referendare um 


1168 zugenommen. Das iſt im Verhältniß zu den etatsmäßigen 
Stellen eine ganz enorme Zahl, deren weiteres Anſchwellen binnen 
Kurzem zu erwarten ſteht, weil die Zahl Derer, welche ſich dem Stu⸗ 
dium der Jurisprudenz widmen, immer noch mehr im Steigen be⸗ 
griffen iſt. Zur Zeit find die Ausſichten für die jungen Juriſten 
allerdings noch relativ gut. Die bevorſtehende Organiſation der 
Juſtiz wird viel (2) Platz für junge Kräfte ſchaffen, ſo daß diejenigen 
Beamten, welche ſich gegenwärtig im Stadium des Referendariats 
befinden, begründete Ausſicht auf alsbaldige etatsmäßige Anftellung 
haben. Hat ſich die Organiſation aber vollzogen, fo wird, wie mit 
Sicherheit vorauszuſehen iſt, alsbald wieder eine ungünſtigere Ge⸗ 
ftaltung der Verhältniſſe ftattfinden, To daß diejenigen jungen Leute, 
welche gegenwärtig erſt in das Studium der Rechte eintreten, ſich 
darauf gefaßt machen müſſen, längere Zeit ohne Beſoldung zu ar⸗ 
beiten, und in vier bis fünf Jahren wird es wieder Aſſeſſoren geben, 
welche fünf Jahre und darüber vergeblich an eratsmüßige Anſtellung 
warten. Ob dieſe Befürchtung ſich bewahrheiten ſoll oder nicht, 
hängt weſentlich, wie die „M. Z.“ meint, von der Geſtaltung ab, 
welche man in Zukunft der Advokatur geben wird. 

— Schon 1870 hatte die Zittauer Handels- und Gewerbekammer 
auf das Bedürfniß bingewieſen, Pulver uad andere nach techni⸗ 
ſchen Vorſchlägen näher du bezeichnende Präparate unter die bedin⸗ 
gungsweiſe zugelaſſenen Transportgüter aufzunehmen. Sie 
hat dieſen Vorſchlag jetzt in dem Gutachten ernevert, welches fie dem 
ſächſiſchen Miniſterium bezüglich der Reform der Eiſenbahngüter⸗ 
tarife überreicht hat. Schon jetzt wird dem Vernehmen nach Pulver 
für den militäriſchen Bedarf und zwar mit gewöhnlichen Zügen be⸗ 
fördert. Wenn man alſo von Zeit zu Zeit unter beſonderen Voör⸗ 
ſichtsmaßregeln eigene Züge für feuergefährliche Gegenſtände abließe, 
ſo würde Transportzeit, wie Transportſtrecke, auf welcher eine Ex⸗ 
ploſton erfolgen kann, weſentlich abgekürzt, die Anwendung genügender 
Sicherbeitsmaßregeln ſehr erleichtert der Transport billiger gemacht, 
die Verſuchung, ſolche Stoffe undeklarirt zu verſenden, vermindert 


und der jetzige große Uebelſtand beſeitigt, daß Pulvertransporte auf 
holperigem Pflaſter durch bewohnte Orte geführt werden. 

— Der erſte Senat des Ober-Tribunals hatte vor Kurzem fol⸗ 
genden intereſſanten Rechtsſtreit zwiſchen der Stadtgemeinde Ma = 
rienburg und der katholiſchen Kirchengemeinde daſelbſt we⸗ 
gen Unterhaltung der dortigen katholiſchen St. Johannisſchule zu ent⸗ 
ſcheiden: 

Bei dex kgtholiſchen St. Johannisſchule zu Marienburg, welche 
bisher ausſchließlich von der St. Johannis⸗Kirchengemeinde unter⸗ 

alten wurde, ſtellte ſich im Jahre 1873 die Nothwendigkeit der Er⸗ 
öhung der Lehrergehälter heraus; die königliche Regierung fette die 
en Mehrbetrag auf 578 Thlr. 21 Sgr. 4 f feſt und N daß 
derſelbe von der Stadtgemeinde Marienburg zu tragen ſei. Dieſe 
hielt jedoch hierzu nicht ſich, ſondern die Kirchengemeinde St. Johan⸗ 
nis für verpflichtet und verlangte daher im Rechtswege von derſelben 
die Erſtattung der zweijährigen Leiſtung. Durch das Erkenntniß des 
Kreisgerichts zu Marienburg wurde ſie mit dieſem Antrage abge⸗ 
wieſen, und dieſes Erxkenntniß wurde ſodann auf ihre Appellation durch 
das Erkenntniß des Appellationsgerichts zu Maxienwerder beſtätigt. 
Gegen das letztere legte die Stadtgemeinde die Nichtigkeitsbeſchwerde 
ein und rügte in derſelben Verletzung des $ 38 der Schulordnung — 
die Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845, welcher folgendermaßen 
lautet: „Wo die Unterhaltung der Elementarſchulen und der Lehrer 
an denſelben auf beſonderen Stiftungen beruht, oder wo einzelne Pers 
5 oder Korporationen durch beſondere Rechtstitel zu gewiſſen Lei⸗ 


ngen für die Elementarſchulen verpflichtet find, behält es dabei auch 
ernerhin ſein Bewenden. Insbeſondere verbleiben die Kirchſchulen 
im Beſitze der Einkünfte und Leiſtungen, welche ſie bisher aus dem 
Kirchenvermögen oder von dem Kirchenpatron und den Eingepfarrten 
empfangen haben.“ Das Ober⸗Tribunal wies jedoch in der Sitzung 
vom 10. November 1876 die Nichtigkeitsbeſchwerde als unbegründet 
urück und führte zur Motivirung feines Urtheils aus: Weder der 
ortlaut des Geſetzes, noch deſſen Motive ergeben, daß das Geſetz 
13 davon ausgegangen iſt, daß Kirchenſchulen „Stiftungsſchulen“ und daß 
165 chon wegen dieſer Eigenſchaft als „Kirchenſchulen oder Stiftungs⸗ 
chulen“ die betreffenden Kirchengemeinden die Unterhaltungspflicht 

auch in Bezug auf das exhöhte Bedürfniß gehabt haben und nach der 
Schulordnung behalten ſollen. Vielmehr iſt die logiſche l 
250 des Geſetzes fol ende: Dex $ 38 unterſcheidet zwei Falle: 1. den Fall, 
Ki wo die Unterhaltung der Schule auf beſondere Stiftungen beruht, 2. 
1 der Fall, wo einzelne Perſonen oder Korporationen zu 3 Lei⸗ 
ſtungen verpflichtet ſind. Nur im erſten Falle iſt von „Unterhaltung 
der Schule“ allgemein, im letzten dagegen nur von „gewiſſen Leiſtun⸗ 
u gen“ die Rede Wenn nun im Anſchluß bieran beſtimmt ift: „daß 
insbeſondere die Kirchſchulen im Beſitz der „Einkünfte und Leiſtungen“, 
55 welche ſie bisher aus dem Kirchenvermögen oder von dem Kirchenpa⸗ 
IN tron und den Eingepfarrten empfangen haben, verbleiben ſollen“, In 
leuchtet ein, daß dies als eine Species des zweiten Falles auge t 

iſt. Es ſchließt aber außerdem die Anwendung des Wortes „bisher“ 
die Auslegung aus, daß das Geſetz die Kirchengemeinden allgemein 
bat verpflichten wollen, die ſogenannten Kirchſchulen in dem Sinne zu 
n daß ſie auch das ſpäter erhöhte Bedürfniß aufzubringen 

aben. 

Danzig, 2. Februar. Die „D. 3.“ ſchreibt: Das in den Weih⸗ 
nachtsfeiertagen hier kurſirende Gerücht, 5 Sn der Jeſuiterſchanze 
ein Soldat, der in der Nacht zum erſten Feiertage für einen Frei⸗ 
willigen mehrere Stunden hinter einander ohne Ablöſung auf 
Pteäjoſten geſtanden habe, erfroren ſei, iſt bereits früher als jedes that⸗ 
ſächlichen Anhalts entbehrend von uns bezeichnet worden. Die königl. 

Kommandantur hat inzwiſchen auch Ermittelungen darüber angeſtellt 
ob in jener Zeit überhaupt ein Soldat über die vorſchriftsmäßige Zei 
binaus auf Poſten geſtanden habe, und theilt uns heute mit, daß auch 
nach dieſer Richtung hin das betr. Gerücht vollſtändig unwahr ſei. 
Hamburg, 1. Februar. Aus hieſiger Stadt berichtet die „Re⸗ 
form“ über 8 u 
werbefreiheit.“ „Der Ober⸗Nabbiner Stern hatte gegen 

das Geſchäft des Schlachters L. Jacob aus Berlin, als derſelbe hier 
am Gr. Neumarkt ein Fleiſchwaarengeſchäft eröffnete, eine Art von 
Bannbulle erlaſſen, weil derſelbe ihm keine genügende Garantie für 

die ſtrenge Beobachtung der religibſen Bräuche darbot, und weil er 
den von jenem engagirten Schächter nicht als hinreichend zur Aus⸗ 
5 übung feines Amtes qualifizivt erachtete. Das Geſchäft des Jacob 
nahm deſſen ungeachtet ſeinen ruhigen Fortgang, da ſich nicht ein⸗ 
mal ſämmtliche ſtreng orthodoxe Glieder der jüdiſchen Gemeinde von 
ihm fern hielten. Nun wollte der Ober-Rabbiner aber nicht ge⸗ 
ftatten, daß der Schächter des Jacob in dem Küterhauſe (Schlacht⸗ 
hauſe) mit dem gleichen Rechte wie die feiner, des Ober-Rabbiners, 
Aufſicht unterſtellten Schächter ſein Geſchäft betreibe und beantragte 
deshalb beim Polizeiherrn ein Verbot in dieſem Sinne. Der Polizei⸗ 
herr, Senator Dr. Kunhardt, war jedoch der Anſicht, daß in Rück⸗ 
ſicht auf die Gewerbefreiheit ein ſolches Verbot nicht erlaſſen werden 
könne. Der Ober⸗-Rabbiner wandte ſich darauf an den Senat und 
ſuchte ſein Geſuch dadurch zu begründen, daß er behauptete, das 


„jüdiſche Zeremonien und die Ge⸗ 


Schächten ſei kein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung, wie 
denn auch kein Gewerbeſchein dazu ertheilt werde; es ſei vielmehr 
eine zeremonielle Handlung und ſeien die Schächter ihm, dem Ober⸗ 
Rabbiner, vom Gemeindevorſtande, untergeordnet. Befremdlicher 
Weiſe trat der Senat dieſer Ausführung bei und dekretirte, daß dem 
Schächter des Jacob fortan das Schächten in dem Küterhauſe bei 
Strafe verboten ſei. Senator Kunhardt verkündete geſtern demſelben 
das Dekret, deſſen Uebertretung mit 30 Mk. und im Wiederholungs⸗ 
falle mit höherer Strafe geahndet werden ſoll. Der betreffende 
Schächter iſt nun ſofort nach Berlin gegangen, um die Angelegenheit 
dem Reichskanzleramte zu unterbreiten. 

Heſſen⸗Naſſau, 2. Febr. Man erinnert ſich, daß der Fall des 
Pfarrers Hungari in Rödelsheim, welcher in der Kirche unzüchtige 
Handlungen mit einem Mädchen vornahm, großes Aufſehen erregte. 
Derſelbe wurde gerichtlich verurtheilt, ſcheint aber vom Biſchof von 
Mainz, deſſen Jurisdiktion er unterliegt, freigeſprochen worden zu ſein, 
wie aus folgendem Artikel der „M. Z.“ erhellen dürfte: 

Der katholiſche Pfarrer Hungari in Rödelsheim bleibt im 
Amte! Dieſe einfache Thatſache ſpricht überzeugender als alle aus 
dem Verhältniſſe der Kirche zum Staate herzuleitenden Argumente für 
die Forderung, das Geſetz vom 12. Mai 1873, ſpeziell den 8 24 des⸗ 
ſelben, durch die Beſtimmung zu ergänzen, daß der Staat nicht allein 

un gegen Kirchendiener einzuſchreiten hat, wenn ſie auf ihr Amt 
oder ihre geiſtlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Geſetzes vorſchriften 
verletzen, ſondern auch dann, wenn ihre ſittliche Aufführung derart 
iſt,daß ihr Fortamtiren mit der öffentlichen Ord⸗ 
nung unverträglich erſcheint. Pfarrer Hungari iſt wegen 
Vornahme unzüchtiger Handlungen in der Kirche von ſeinen eigenen 
iran de angeklagt und d in eine fünfmonatliche Ge⸗ 
ängnißſtrafe verurtheilt worden; — er bleibt aber im Amte und be⸗ 
hält ſeinen Einfluß auf die Parochianen, denen er vor Allem ein Vor⸗ 
bild der lebendigen Chriſtuslehre ſein ſollte, nach wie vor. Mancher 
arme Subalternbeamte dagegen, der eines Vergehens angeklagt, ſpäter 
aber vom zuſtändigen Gerichtshofe freigeſprochen wird, erhält ohne 
Weiteres ſeine Entla 1 und mag zuſehen, wo er ſonſtwo für ſich und 
ndet. 


Schweiz. 
Bern, 29. Januar. Das „Journal de Geneve“ bringt 
in ſeiner letzten Nummer einen Artikel zu Gunſten des Gotthar d— 
tunnel⸗ Unternehmers Favre. Nachdem in demſelben die 
allgemeine Annahme, daß der Bau des großen Tunnels in ausdrück⸗ 
licher Weiſe durch die Staats⸗Subventionen garantirt ſei und Ita⸗ 


ſeine Familie Brod 


lien, Deutſchland und die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaf, durch ein be⸗ 


ſtimmtes Verſprechen ſich verpflichtet hätten, die Koſten des Baues 
unter allen Umſtänden zu tragen, als ein Irrthum bezeichnet wird, 
folgt ſchließlich die Mittheilung, daß Herr Favre im Laufe des letzten 
Jahres theils für die Arbeiten, theils für Vervollſtändigung der Ein⸗ 
richtungen mehr als 4 Millionen vorgeſchoſſen habe. Wenn man nun 
zu dieſer Summe die von allem Anfange an hinterlegten 8 Millionen 
Kaution hinzufüge, ſo ergebe ſich, daß die Geſellſchaft Favre u. Co. 
bei dem Unternehmen des großen Tunnels mit mehr als 12 Millio⸗ 
nen engagirt ſei, während die Gotthardbahn⸗Geſellſchaft ſelbſt mit 
Einſchluß ihrer Vorſchüſſe auf die Einrichtungen für die gleiche Ar⸗ 
beit nicht mehr als 22 Millionen ausgegeben habe. Dieſes Verhält- 
niß ſei unregelmäßig, und da die Arbeiten des nächſten Monats neue 


nicht zu machen, ſelbſt wenn er die Arbeiten am g 
zur Rekonſtruktion des Unternehmens einſtellen 

„Dieſer Entſchluß“, ſagt das „Journal de Geneve“, „erſcheint als 
natürlich und als von den Verhällniſſen auferlegt. Kein Unparteii⸗ 
ſcher kann von den Unternehmern des großen Tunnels verlangen, 
daß ſie mehr leiſten als ſie geleiſtet und noch ferner für eine jeden 
Tag in ihrer Exiſtenz bedrohte Geſellſchaft arbeiten ſollen, welche 
ſelbſt alle ihre anderen Arbeiten eingeſtellt bat und im Falle des 
Bankerotts auch nicht das Geringſte zur Befriedigung ihrer Gläubi⸗ 
ger beſitzt. Herr Favre hat daher den Bundesrath von dem Ernſt 
der Lage in Kenntniß geſetzt und ihm den Vorſchlag gemacht, in den 
bereits engagirten Summen, d. h. in ſeiner eigenen Kaution, die 
Mittel für die proviſoriſche Fortſetzung der Arbeiten zu ſuchen. 

Der Bundesrath iſt mit der Prüfung dieſes Vorſchlages augen⸗ 
blicklich beſchäftigt. 


en Tunnel bis 


Vorſchüſſe beanſpruchen, ſo habe Herr Favre 1 & dieſelben 


Frankreich. 

Im pariſer „Moniteur univerſel“ leſen wir: 
„Ein engliſches Blatt hat geſtern mitgeteilt, daß 9a v. Chau⸗ 
ordy für den Poſten eines franzöſiſchen Botſchafters in 
St. Petersburg vorgeſchlagen und von der ruſſiſchen Regierung 
abgelehnt worden ſei. Wir haben mehrfach Veranlaſſung zu glauben, 


Theater. 5 
Am Freitag zum erſten Male: „Schwere Zeiten“, Luſtſpiel 
* in 4 Akten von Julius Roſen. Es iſt nicht das neueſte Werk des 
überaus produktiven Dichters, ſondern entſtand bald nach dem Aus» 
bruch des „Krachs“ in Wien, und die hieſige Bühne dürfte vielleicht 
Keine der letzten fein, welche das Stück zur Darſtellung brachten. In⸗ 
w jwiſchen find von Roſen ſchon viele neue Sachen erſchienen, und 
manche davon haben auch größere Erfolge als „Schwere Zeiten“ er⸗ 
zielt. Nicht gerade ein Fortſchritt, aber eine für die Entwickelung 
F des Autors bemerkenswerthe Neuerung ift hier erkennbar: der Dichter 
macht nämlich wirklich den Verſuch, ein Spiegelbild der Zeit zu geben, 
1 während er ſonſt nur die Oberfläche unſerer geſellſchaftlichen Ver⸗ 
9 Hältniffe zu ſtreifen pflegt. Es iſt freilich ein ſehr begrenztes Bild, 
5 eigentlich nur ein Ausſchnitt aus der Wirklichkeit, was hier geboten 
wird; die Ungebundenheit, die Roſen eigen iſt, kommt ſehr bald zum 
Durchbruch — und die Wirklichkeit wird dem frei waltenden Humor 
geopfert. Wir finden in dem Stück die heterogenſten Elemente ein⸗ 
ander gegenüber geſtellt: auf der einen Seite Geſchäfts⸗ und 
Familienunglück, auf der anderen Lebensluſt und Ausgelaſſenheit. 
Der Uebergang von dem einen zum andern iſt meiſt ſchroff und ſo 
. macht man gewöhnlich die Stimmung eines Apriltages durch: Schnee⸗ 
ſchauer und Sonnenſchein, Sonnenſchein und Schneeſchauer. 
0 Der Großhändler v. Schwalbach hat ſich durch verfehlte Speku⸗ 
lationen zu Grunde gerichtet; er ſteht vor dem Bankerott, ſieht ſich 
aber zu fortgeſetztem Aufwand gezwungen, da ſeine Großmutter, die 
mit einem großen Vermögen am Geſchäft betheiligt iſt, nicht erfahren 
1 ſoll, daß der Enkel, trotz eines gegebenen Verſprechens, jenes Kapital 
angegriffen hat. Ein Zeitungsartikel „Schwere Zeiten“ ſchildert die 
Strömung der Zeit und Schwalbach glaubt, daß derſelbe ſpeziell 
gegen ihn gerichtet ſei, wozu er ſich um ſo berechtigter wähnt, als 
ſein Verfaſſer, der Journaliſt Mobr, einſt der Gattin Schwalbachs, 
als fie noch unverheirathet war, fein Herz entgegentrug. Schwalbach 
irrt ſich freilich, aber der Artikel hat zur Folge, daß ſeine Großmutter 
die Bekanntſchaft Mohr's zu machen wünſcht. Ganz dieſelbe Abſicht 


% 5 


bat aber auch der ehemalige Gemüſegärtner, jetzige Rentier Strunk, während Herr Trauth, zu deſſen Beneſiz die Vorſtellung ftattfand, 


der den Artikel ebenfalls auf ſich bezieht, freilich mit anderer Wir⸗ 
kung als Schwalbach. Strunk findet, daß Mohr ſebr Recht hat und 
macht ihn in Folge deſſen zum Rathgeber in ſeinen Finanzangelegen⸗ 
heiten; natürlich iſt auch er mit einem Kapital bei Schwalbach bethei⸗ 
ligt. Die Kataſtrophe im Hauſe des Letzteren kann nicht ausbleiben; 
die Großmutter führt ſie, ohne die Lage zu kennen, herbei — und der 
Ausgang iſt ſelbſtverſtändlich. Schwalbach wird ſich von nun an 
einſchränken, allgemeine Verſöhnung tritt ein, und damit es an nichts 
fehle, finden auch mehrere Verlobungen ſtatt, die freilich eigenthümlich 
genug herbeigeführt werden. 


Im Mittelpunkt der Ganzen ſteht der Journaliſt Mohr, augen⸗ 
ſcheinlich ein Verwandter von Konrad Bolz: wie dieſer ein wenig 
ſentimental, im Uebrigen jovial und zu allerhand, wenn auch nicht 
immer unanfechtbaren Scherzen aufgelegt. Viel origineller im Ge⸗ 
präge iſt ein anderer von Roſen modellirter Journaliſt, der in deſſen 
Schwank „Kanonenfutter“ die Hauptrolle ſpielt. Mohr hat einſt, wie 
ſchon geſagt, die jetzige Frau Schwalbach's geliebt, die damals 
Schauſpielerin war; er verſichert, daß er für ſie nur noch Freund⸗ 
ſchaft empfinde — und warum ſollte man ihm nicht glauben? aber 
freilich, ſeine zweite Liebe kommt etwas ſpät in dem Stück, und das 
verwiſcht einigermaßen die Umriſſe der Geſtalt. Natürlich ranken 
ſich um den übrigens nicht allzu kräftigen Stamm der Handlung un⸗ 
terſchiedliche Epiſoden, zum Theil von ſehr luſtiger Erfindung. Der 
biedere Strunk dürfte die einzige Geſtalt des Stücks ſein, die Anſatz 
zur Originalität bat, und feine Originalität erklärt es auch am Ende, 
daß er ſeine Tochter auf den Eisſport ſchult, damit ſie ſich bei dieſen 
„ſchweren Zeiten“ auf dem Eiſe einen Mann erxlanfe. Die Szene, 
wo Vater und Tochter ſich im Saal auf Rollſchuhen üben, iſt poſſen⸗ 
haft, aber ſehr wirkungsvoll — und darüber wurde auch am meiſten 
gelacht. Das draſtiſche Spiel des Herrn Horny, (Strunk), der ſich 
mehr und mehr zu einem trefflichen Komiker entwickelt, und die zierliche 
Darſtellung der Tochter ſeitens Frl. Erd trugen dazu erheblich jbei, 

Den Journaliſten Mohr vertrat Herr Groth ſehr anſprechend, 
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daß dieſe Nachricht jeder Begründung entbehrt. Vollſtändig unwider“ 
feglic iſt, daß dem Kabinet von St. Petersburg keinerlei Eröffnung 
bezüglich des Herrn v. Chaudordy gemacht wurde. Aber es iſt von 
öffentlicher Nokorietät, können wir hinzufügen, daß der Name und DI 
Perſon des Herrn v. Chaudordy in Peterhurg in einer Weile ges 
ſchätzt werden, welche nichts mit den Inſinuationen des engliſchen 
Blattes gemein hat.“ 


Großbritannien und Irland. 


London. Der Schwerpunkt der „Orientdebatten“ dürfte in 
den nächſten Tagen nach London verlegt werden, wo am Vorabende 
der Parlaments⸗Eröffnung zwei entgegengeſetzte Meetings von glei⸗ 
cher Bedeutung ſtattfinden. In einem Meeting wird ſich Disraell 
und der Marquis of Salisbury vernehmen laſſen, welch letzterer vol 
Ende der Woche in Paris eintrifft und auf ſeiner Durchreiſe nach 
London eine Unterredung mit dem Herzog Decazes haben wird. Das 
zweite Meeting iſt von Gladſtone beſtellt, dem zur Seite ſich General 
Tſchernajew befinden wird. Der ſerbiſche Ex⸗Generaliſſimus verläl 
Paris, wohin er nach einem kurzen Aufenthalte in London wieder zu 
rückzukehren gedenkt. l 


Türkei und Donaufürſtenthümer. 


Ueber das Verhalten der Großmächte gegenüber de 
durch das Scheitern der Konferenz entſtandenen Lücke in jeglicher 
Aktion erfährt man, daß man namentlich ruſſiſcherſeits ſich bemüht, 
das diplomatiſche Vacuum durch ein neues großmächtliches Einver? T 
ſtändniß auszufüllen in dem Sinne, daß in Wiederanknüpfung an 
frühere Verabredungen der drei Kaiſermächte Einſetzungspunkte ge 
wonnen werden, um in möglichſt gemeinſamer Aktion auch unter den 
geänderten Verhältniſſen der Türkei gegenüber die Zielpunkte zu er 
reichen, welche in den urſprünglich an die Pforte gerichteten Forde 
rungen aufgeſtellt wurden. Dieſe Verhandlungen ſcheinen noch einige 
Zeit in Anſpruch zu nehmen. Damit dürfte aber auch die Entſchei⸗ 
dung über ein etwaiges kriegeriſches Vorgehen Rußlands gegen die 
Türkei vorerſt noch ausgeſetzt bleiben. N 

Nach der „Independance Belge“ hat der Kaiſer von Rußland fill FT 
dem General Leflö gegenüber dahin geäußert, daß Rußland den 
Garantiemächten ein Programm vorlegen werde, um der orientali— 
ſchen Frage ein Ende zu machen. Das Rundſchreiben des Fürſten 
Gortſchakoff iſt noch nicht in Paris eingetroffen, wird aber demnächſt 
erwartet. } 

Ueber den Grund der Verzögerung des Abſchluſſes 
eines ſerbiſch⸗türkiſchen Friedens vertrages erfährt 
die „Preſſe“ aus zuverläſſiger Quelle Folgendes: 

Die Pforte hatte im Allgemeinen erklärt, daß ſie den pariſer 
Vertrag von 1856 und den status quo ante bellum als Grundlage der 
Friedens⸗Präliminarien anerkennen wolle und hierauf einzugehen 
wäre Serbien bereit geweſen. Nachträglich hat ſich aber gezeigk, da 
die ottomaniſche Regierung an die erwähnte allgemeine Friedensbaſts 
noch die Forderung von Garantien knüpft, welche Serbien für die 
Einhaltung des Friedens zu ſtellen hätte. Die Pforte hat dieſe Ga⸗ 
rantien nicht definirt, es ſcheint aber, daß ſie unter dieſem Titel 
wieder auf die bekannten ſieben Forderungen zurückkommen will, die 
bereits im r alſo lange vor dem Zuſammentritt der Kon“ 
ferenz, den ächten als Bedingungen des Friedens zywiſchen der 
Pforte und Serbien vorgelegt worden ſind, im diplomatischen Verkehr 
8 vielfach Ae und ao der ne 97 aan abe 99 

urden. herſeits wendet man gegen ſolche Nachtragsklauſe 

„daß dieſelben dem einmal von der P orte akzeptirten 3 
status quo geradezu widerſprechen, mit dem ja geſagt iſt, daß Serbie 
der Pforte gegenüber nicht in eine ungünſtigere Stellung gebracht 
werden ſoll, als jene, die es gemäß dem pariſer Frieden und de 
päteren Vereinbarungen vor Ausbruch des Krieges eingenommen hat. 
den status quo hätte, wie gejagt, Serbien akzeptirt, aber angeſichts 
dieſer einſchränkenden Bedingungen, die dazu bis jetzt noch nicht ein⸗ 
mal genau formulirt find und deren Tragweite daher noch nicht er“ 
meſſen werden kann, ſind Fürſt Milan und die ſerbiſche Regierung in 
Verlegenheit, wie fie einen Bevollmächtigten zu Friedensverhandlungen 
mit ſo wenig genau begrenzter Baſis ernennen ſollten. Es wäre 
Sache der Morte, ſich zuerſt präzis und klar zu äußern. Würde der 
status quo im Allgemeinen voll und obne Rückhalt angenommen fein, 
ſo könnte allenfalls die Art der Zahlung des rückſtändigen Tributs, 
alſo die Wiederherſtellung des finanziellen status quo ante, die Ber 
dingungen, unter welchen die ratenweiſe Abſtattung zugeſtanden 
würde, die Wiederanknüpfung der Beziehungen zwiſchen der Hohen 

forte und der ſerbiſchen Regierung, die fen unter welcher der 
Fürſt ſich in direkte Relation zum Sultan ſetzen ſoll, Gegenſtand der 
Verhandlungen ſein. Alles aber, was eine Einmiſchung in die in⸗ 
neren Angelegenbeiten Serbiens involvirt, ſeine politiſche Stellung 
und ſeinen bisherigen Verband mit der Türkei, entgegen den Be⸗ 
ſtimmungen des pariſer Vertrages und dem faktiſchen Zuſtande vor 
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einen Kollegen Mohrs, eine Abart des Bellmaus, mit gutem Humor 
zur Anſchauung brachte. Die unglücklichſten Rollen des Stücks ſind 
Herr v. Schwalbach und deſſen Gattin Emilie, die erſte von Herrn 
Michaelis, die letztere von Frl. Marie Val mlo re, einem 
anſcheinend neu engagirten Mitgliede des Theaters, dargeſtellt. So 
langweilige larmoyante Figuren zu repräſentiren, muß für die be⸗ 
treffenden Künſtler unerfreulich ſein, und in der That iſt es ihren 
Bemühungen auch nicht gelungen, für dieſelben Intereſſe zu erwecken. 
Frau Trauth ſpielte die Großmutter — ein ihrem künſtleriſchen 
Weſen wenig zuſagendes Fach — unverkennbar mit redlichem Eifer. 
Frl. Herrmann (Bertha) hatte diesmal kaum Gelegenheit zu be⸗ 
ſonderer künſtleriſcher Bethätigung. 

Das Haus war vollſtändig gefüllt und nahm die Vorſtellung ſehr 
beifällig auf. Der Beneſiziat und mit ihm die übrigen Mitwirkenden 
wurden am Schluß mehrmals hervorgerufen. Es folgte dann noch 
eine Serie lebender Bilder, nach Originalen der Kaulbach'ſchen Schil⸗ 
ler⸗ und Goethegallerie geſchmackvoll arrangirt. Auch für dieſe Gaben 
zeigte ſich das Auditorium dankbar. E. 


* Prinz Wilhelm von Preußen bet, wie bekannt, ſein 
Spınnaftale@oamen in Kaſſel mit dem Prädikat „gut“ beſtanden, ar j 
feinen Lehrern find dafür Ordens⸗Auszeichnungen zu Theil geworden, 
während der jugendliche Prinz ſelbſt faſt unmittelbar nachher mit 
dem hoben Orden vom Schwarzen Adler geſchmückt wurde. Dieſen k 
Umſtand hat der „alter bökannter Lateıner” der „Halliſchen Ztg.“ zu 
folgendem poetiſchen Erguß benutzt: 

Metamorphosis novissima. 
Quam mire inter se id temporis, 
Mutantur membra scholis Hassis! 
Diseipulus fit primi ordinis, 
Magistri flunt quartae elassis, 
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Zu Deutſch: 
Neueſte Verwandlung. 
In Heſſens Schulen wunderlich 
Verwandeln jetzt die Glieder ſich: 
Der Schüler hat den erſten Orden, 
Die Lehrer ſind Quartaner worden. 
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Ausbruch des Krieges alterirt, könnte nicht weiter in Frage geftellt 
oder diskutirt werden, vorausgeſetzt eben, daß der status quo ante an⸗ 
erkannt wird. Dieſe Um ande bilden jetzt den Gegenſtand reiflicher 
Erwägungen des Fürſten Milan und ſeiner Rathgeber, und ſo lange 
man hierüber nicht zu einem Entſchluß gelangt iſt, konnte daher auch 
ein Bevollmächtigter zu den Friedensverhandlungen nicht in aller 
orm aufgeſtellt werden. 
Ueber die ſonſtigen Dispoſitionen der Pforte wird 
der „Pol. Korr.“ aus Konſtantinopel geſchrieben: 


in „Die Türken ſehen triumphirend die Botſchafter abreiſen und halten 
nde dafür, daß die 1 8 45 einen eklatanten diplomatiſchen Erfolg davon⸗ 
le Ebrogen habe, ohne zu bedenken, daß General Ignatieff mit allen 
dell hren Konſtantinopel in Begleitung des ganzen Europa verläßt, wel⸗ 
ae ches die Türkei, jo zu jagen, kontumazirt und von den ziviliſirten 
vor ationenausſchließt. Man ſprach viel von der Abberufung der bei den ſechs 
ach Pte in alkreditirten türkiſchen Botſchafter. Bisher hat jedoch 
das die Pforte in dieſer Frage keinen 1 gefaßt. Das türkiſche Mi⸗ 
al Afterium ſammelt ſich und trifft ſeine letzten Dispofitionen für den 
25 Kampf bis aufs Aeußerſte. Die lebhafteſte Thätigkeit herrſcht in 
aß Allen Verwaltungszweigen. Dringende Weiſungen ergingen an alle 
zu⸗ Provinzen behufs raſcher Einberufung und Beförderung der Reſerviſten 
des letzten Aufgebotes. Das ganze Kontingent dieſer Kategorie muß 
längſtens bis zum 13. Februar marſchbereit ſein. Die Generalgouver⸗ 
eure haben überdies die Einſendung der von den Vilafets unter, dem 
Attel „Militärſteuer“ zu leiſtenden Beträge zu beſchleunigen, ſowie 
de erde für die Artillerie und Kavallerie im Requiſitionswege anzu⸗ 
& aufen. Binnen einer gegebenen gen kurzen Friſt hat jedes Vilajet 
bel eine beſtimmte Anzahl erde nach Konſtantinppel zu ſtellen. Die Ver⸗ 
iht, entlichung eines im Seraskierate in Ausarbeitung begriffenen neuen 
ver? Militärgeſetze ſteht unverweilt bevor. Nach demſelben unterliegen alle 
an Unterthanen, Türken und Nichttürken, der obligatoriſchen Dienſtpflicht. 
2 Dei der Redaktion deſſelben ſoll die Militärorganiſation Deutſch⸗ 
ge ands als Grundlage gedient haben. 
den Die osmaniſche Regierung bereitet eine Broſchüre gegen 
er ußland vor, welche „authentiſche“ Dokumente über das Verhal- 
dee ten Rußlands auf der Balkan⸗Halbinſel veröffentlichen ſoll. — Die 
uge forte hat dem griechiſchen Patriarchate mitgetheilt, daß die Brivi- 
ſei⸗ legien der griechiſchen Klöſter auf dem Berge Athos durch 
die ] die „Konſtitution“ nicht alterirt werden ſollen; die Mönche daſelbſt 
4 behalten noch fernerhin ihre theokratiſch-republikaniſche Verfaſſung. 
ſich Zu dem von uns bereits gemeldeten Beſuche des Groß 
den weſſiers beim Exarchen von Bulgarien berichtet der 
ui „Golos“, Mithad Paſcha habe dem Exarchen die Wahl geſtellt, ent- 
Pr weder die Macht der ökumeniſchen Patriarchen über ſich anzuerkennen, 
0 Der Konſtantinopel zu verlaſſen. Als Vorwand habe er angeführt, die 
egierung erkenne kein Schisma an, es ſtehe aber Jedem frei, in 
4 ſeine Exarchie abzureiſen. Dieſelbe Nachricht geht der „Neuen Zeit“ 
br zu. Hiermit würde das Bulgarenthum ein ſchwerer Schlag treffen, es 


ürde eine der Grundmauern verlieren, auf welchen es mit Hilfe 
Rußlands, insbeſondere des Generals Ignatieff ſeine nationale Ei⸗ 
genart aufgebaut hat. Das bulgariſche Exarchat wurde bekanntlich 
um Jahre 1868 gegründet und war eine Haupterrungenſchaft Igna⸗ 
lüeff's, ein Schlag nicht blos gegen das griechiſche Patriarchat zu Kon⸗ 
ſtantinopel, ſondern auch gegen die Pforte ſelbſt. Mitbad würde ſeine 
günſtige Lage gegen das Slawenthum damit energiſch auszubeuten 
ſuchen, indem er ſich zugleich das Griechenthum durch einen großen 

Dienſt verpflichtete. Den genannten beiden Blättern entnehmen wir 

ferner die Mittheilung, es gehe in Konſtantinopel das Gerücht, daß 

dem türkiſchen Parlament die Frage über diedirekte Thronfolge⸗ 
ordnung in Egypten zur Entſcheidung werde vorgelegt wer- 
den, da der bezügliche Jrade des Sultans Abdul-Aziz im Prinzip un⸗ 

tig ſei. Ferner werde der baldigen Ankunft der von England 
und Frankreich erbetenen Finanzmänner entgegengeſehen. 

Die „N.⸗Z.“ jagt über dieſe Nachrichten: 

ö Das Telegramm aus Konſtantinopel macht die Politik ſehr klar, 
an welche die ottomaniſche Regierung ſich halten wird, um das Ziel 
zu erreichen, das ſchon während der Konferenz der Gegenſtand ihrer 

lebhafteſten Beſtrebungen war, die Veruneinigung der europäſchen 


tagten. Indem Mithad ſich um Finanzbeamte an Frankreich und 
gland wandte, lockt er die beiden Staaten damit, daß ſobald fie, 
die in Aegypten, die Finanzen in ihre Hand bekommen haben, fie 
die Zahlung der koloſſalen Summen, die die Pforte ihnen ſchuldig 
iſt (über 4 Millarden Frances) ſichren werden. Gleichzeitig wünſcht 


kithad Bulgarien einen Schlag zu verſetzen, indem er die Unab⸗ 


en gigkeit der bulgariſchen Kirche vernichtet und ſie der käuflichen 
en And total unterwürfigen griechiſchen Geiſtlichkeit unterordnet, von 
er deren ee fie ſich erſt vor vier Jahren unter der Mitwirkung 
er Rußlands befreit batte. Dieſe Ziele liegen zu klar, um Erfolg zu 
1 aben und auf den Dreikaiſerbund einzuwirken, von welchem haupt⸗ 
ng ſächlich der Fortgang der orientalifhen Angelegenheiten abhängen 
les Pird. Eine Ablehnung unmittelbarer Verhandlungen ſeitens Ser⸗ 
or Mens und Montenegros macht die Einmiſchung des Dreikaiſerbundes, 
—— ae: beiderſeitigen Friedensbedingungen feſtzuſtellen, ganz unver⸗ 
d ich. 

w Die „Voce“ ſchreibt: „Das Weihnachtsfeſt 1876 war der Tag 
1d der Reſtitution dels armeniſch⸗katholiſchen Biſch⸗ 


n ofsſtuhles in Konſtantinopel. Mifgr. Haſſun zelebrirte an dem 
age in der Liebfrauenkirche zu Para ſeine erſte Pontifikalmeſſe ſeit 
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0 der Rückkehr aus der Verbannung. Der Zudrang der Gläubigern 
Bo war groß; auch mehrere hervorragende bisherige Anhänger des Ku⸗ 
er pelianiſchen Schisma waren beim Gottesdienſte anweſend.“ 500 beilige 


n ommunionen wurden während des Pontifikalamtes ausgetheilt. 
Konſtantinopel. Die Rede Ignatieff's in der Schluß⸗ 
itzung der Konferenz liegt jetzt im Wortlaut (nach einer türki⸗ 
ſchen Ueberſetzung) vor. Hiernach hat Ignatieff keineswegs den 

pariſer Vertrag für aufgehoben erklärt, ſondern nur geäußert: 

Immerhin mache ich ſchon jetzt, mit Rückſicht, daß ihre Prokla⸗ 


17 dattung den Beſtimmungen des Hatti⸗Humayum von 1856 und des 
2 Diſerlichen Fermans vom 12. Dezember 1875 Eintrag thut und daß 
b Br it Europg abgeſchloſſenen Verträge verletzt find, der hohen Pforte 
l⸗ merklich, daß fie ſich vor dieſer Verletzung hüten Tolle. 


Die andere vielbeſtrittene Stelle feiner Rede lautet: 


on patriotiſchen Demonſtrationen fortgeriſſen, welche das Pro⸗ 
ner lärmenden Gährung ſind, die trotz eines gewiſſen Glanzes 
Pforzdeſtoweniger gefährlich iſt und der Grundlagen entbehrt, hat die 
eine Juden au Richtigen und einmüthigen Wünſchen Europas rundweg 
ſelbſt'derückweiſung widerfahren laſſen. In dieſer Weiſe ſchadet fie 
en unde, Eigenſchaft ihrer zu den Großmächten beſtehenden Beziehun⸗ 

Sit zieht ſich, wie dies Marquis v. Salisbury in der vorletzten 
der Ma bemerklich gemacht hat, die Gefahr zu, das Recht, den Schutz 
träge achte anzurufen und die guten Wirkungen ihrer durch die Ver⸗ 
Lage, Tworbenen Garantien zu verlieren. Sie ſetzt ſich auch in die 

den die Verantwortlichkeit für die eventuellen Uebel auf ſich zu la⸗ 
denn welche durch dieſe Thatſachen entſtehen könnten. Ich beeile mich 
dieſe auch, zu erklären, daß in dem Falle, als in Folge des Abbruchs 
negro riedensverhandlungen der Krieg gegen Serbien und Monte- 
der „Europa zum Trotze, welches denſelben verhindern wollte, wie⸗ 
Breiauf enommen werden ſollte, ſo wie in dem Falle, als die mindeſte 
8 igträchtigung der Sicherheit der Ehriſten, ſei es in den Städten 
ern, ſei es in den Seeſtädten, eintreten ſollte, meine Regie⸗ 


aun dleſe Sachlag 
en Krippe 0 gelb njeben werde, welche Europa 


dukt 


e als eine ſolche a 
2 l Ben bezweckt. 
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Mithad Paſcha erhielt von feinem Souverain ein werthvolles 


Etui zur Aufbewahrung des Staatsſiegels — ein Geſchenk, das ſonſt 
jedem Großweſſier bereits in der erſten Woche feines ſtagtsminiſte⸗ 
riſchen Daſeins zuerkannt wird, das ſich aber diesmal über Gebühr 
verzögerte, weil erſtens die Goldarbeiter für gutes Gold und Brillan⸗ 
ten kein ſchlechtes Papiergeld nehmen und zweitens, weil Mithad trotz 
ſeines Schmerzenskindes, „Konſtitution“ genannt, bei Hofe nicht all⸗ 
zugern geſehen iſt. Der griechiſche und der armeniſche Patriarch ha⸗ 
ben die Beſuche des Großweſſiers eiligſt erwidert. Der bulga⸗ 
riſche Exarch, welcher im großen Nationalrathe weder erſchienen 
noch vertreten war, büßt für ſeine Ueberzeugungstreue ſeine Stellung 
ein, da die Aufhebung des das bulgariſche Exarchat konſtituirenden 
Dekrets des Sultans Abdul Aziz nahe bevorſteht. — Das neue 
Preßgeſetz liegt dem Staatsrath zur Reviſion vor; da mit dem⸗ 
ſelben die Aufhebung des Zeitungsſtempels verbunden ſein ſoll, wird 
deſſen Veröffentlichung von der hieſigen Preſſe äußerſt ſehnſüchtig er⸗ 
wartet. Das Geſetz über die Verwaltung der Provinzen iſt gleichfalls 
in Debatte. — Die Regierung hat Verträge mit mehreren 
brünner Häuſern für Lieferung von 200,000 kompletten Uni⸗ 
formen abgeſchloſſen. Hand in Hand damit geht ein neu erſchienenes 
Uniformirungs⸗ Reglement, das übrigens von dem alten 
nicht weſentlich abweicht; das einzige Bemerkenswerthe iſt, daß die 
erſten Regimenter aller Armeecorps weiße Türbans ſtatt der bisher 
gebräuchlichen Fez erhalten. 
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Berlin, 2. Februar. Der Finanzminiſter hat dem Abgeordneten⸗ 
hauſe ein Geſetz betreffend einige Abänderungen der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Veranlagung der Grundſteuer, der Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirten Einkommenſteuer vorgelegt. Danach 
veröffentlicht der Finanzminiſter durch die Geſetzſammlung alljährlich 
bis zum 1. Juni das Ergebniß der Veranlagung und macht zugleich 
bekannt, wie viel Mal 12 Pfennig auf je 3 Mark der veranlagten 
Jahresſteuer weniger oder mehr zu entrichten find, um den Normal- 
betrag zu erhalten. Jedem Steuerpflichtigen iſt die erfolgte Feſt⸗ 
ſtellung der Steuerſtufe, in welche er eingeſchätzt worden iſt, mit dem 
Betrag der von ihm zu entrichtenden Steuer durch eine verſchloſſene 
Zuſchrift bekannt zu machen. Zugleich iſt demſelben zu eröffnen, daß 
ihm dagegen die bei dem Vorſitzenden der Einſchätzungskommiſſion 
einzureichende Remonſtration binnen zwei Monaten präkluſiviſcher 
Friſt offen und zu deren Rechtfertigung freiſteht, nach ſeiner Wahl 
entweder durch ſchriftliche oder mündliche Verhandlungen, perſön⸗ 
lich oder durch Vermittelung von höchſtens zwei Vertrauensmännern 
oder durch andere Beweismittel der Kommiſſion die erforderliche 
Ueberzeugung von der angeblichen Ueberbürdung durch die erfolgte 
Abſchätzung zu verſchaffen. Ueber die Remonſtration beſchließt 
die Einſchätzungs-Kommiſſion, falls aber der Vorſitzende derſelben 
Berufung gegen ihren Beſchluß einlegt, die Bezirks-Kommiſſion. — 
Dieſer von der Regierung vorgelegte Geſetzentwurf wird, wenn die 
Kürze der Seſſion es geſtattet, vielleicht noch Anlaß zu mater 
riellen Aenderungen des Klaſſen- und Einkommenſteuergeſetzes, 
wenigſtens in einzelnen Punkten, z. B. in dem weitſchweifigen Rekla⸗ 
mations- und Rekursverfahren, geben, 

Sollte aber auch das Geſetz nicht zu Stande kommen, ſo werden 
doch jedenfalls einige Reformen der Klaſſenſteuerveranla⸗ 
gung das Ergebniß der gegenwärtigen Seſſion ſein. Bekanntlich 
hat das Abgeordnetenhaus kürzlich beſchloſſen, die Nachweiſung über 
die Klaſſenſteuerveranlagung des Jahres 1876 der Budgetkommiſſion 
zur Berathung zu überweiſen. Die genannte Kommiſſion hat ſich am 
Mittwoch mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt. Ueber dieſe Sitzung 
berichtet die „N. L. K.“ wie folgt: 

Schon vor der Sitzung hatten zwiſchen einzelnen Perſonen ver⸗ 
ſchiedener Parteien vertrauliche Beſprechungen über die Frage ſtatt⸗ 
gefunden, wie weit im Rahmen des beſtehenden Geſetzes eine 
Vereinfachun 8 des Verfahrens bei der Veranlagung und Er⸗ 
hebung der Klaſſenſteuer und bei dem Reklamationsweſen erzielt 
werden könne. An dieſen Beſprechungen nahmen die Abgeordneten 
Lauenſtein, Rickert, Wehrenpfennig, v. Rauchhaupt 
und v. Heyden Theil. In weſentlicher Uebereinſtimmung mit 
dem Reſultate dieſer Beſprechungen legte Abg Rickert als Referent 
üher die erwähnte Vorlage der e folgende Anträge 
mit eingehender Motivirung vor: „Die königl. Staatsregierung zu 
erſuchen, die Inſtruktionen über die Veranlagung und Er ebung der 
Klaſſenſteuer baldigſt einer Reviſion zu unterziehen und eine Ab⸗ 
änderung derſelben dahin vorzunehmen, 1) daß die Klaſſenſteuerrolle 
und die Einkommensnachweiſung vereinigt werden; 2) daß das 
Formular für die Einkommensnachweiſung thunlichſt vereinfacht 
werde; 3) daß dieſes Formular für al le Theile des Staates ar 

ebend ſei und es den Bezirksregierungen nicht geftattet werde, Ab⸗ 
An derſelben vorzunehmen; 4) daß die Aufnahme des Per⸗ 
ſonenſtandes in den Städten, in welchen königliche Polizeiverwaltung 
iſt, durch die Organe der letzteren erfolge; 5) daß das bisherige Ver⸗ 
fahren zur Nachweiſung und Feſtſtellung der Ab- und Zugänge und 
6) die W über das Verfahren zur Erledigung der Rekla⸗ 
mationen thunlichſt vereinfacht werde.“ — Der Korreferent Abgeord⸗ 
neter Naſſe ſprach ſich mit Ausnahme einzelner zweifelhafter Punkte 
z. B. ob die Einkommensnachweiſung, welche Angaben über Schulden, 

apitals vermögen u. ſ. w. enthält, mit der offenliegenden 
Klaſſenſteuer-Nolle vereinigt werden könne) im Ganzen für 
die Anträge aus, meinte aber, daß die Aenderungen nicht allzu⸗ 
viel Einfluß haben würden. Weſentliches laſſe ſich nur durch Aen⸗ 
derung der Steuergeſetze erreichen. Das eigentliche Ziel werde ſein 
müſſen, die Kaaſſenſteuer mit der Einkommenſteuer zu verſchmelzen 
und dieſelbe etwa mit der Untergrenze von 500 Thalern zu beginnen, 
den Ausfall aber entweder durch indirekte Beſteuerung des freiwilli⸗ 
gen Verbrauchs oder aber durch eine Art von Perſonalſteuern, ſowie 
durch Reform der Einkommenſteuer und Einführung einer Kapital⸗ 
rentenſteuer zu decken. Auch von anderen Mitgliedern der Kommiſ⸗ 
ſion wurde anerkannt, daß matexielle Reformen unſeres Steuerweſens 
unumgänglich ſeien, und kheilweiſe den Andeutungen des Korreferen⸗ 
ten zugeſtimmt. Solche Reformen würden aber längere Erwägung 
fordern und grobe Schwierigkeiten der Durchführung machen. Für 
die Zwiſchenzeit ſei es wünſchenswerth, möglichſte Vereinfachung der 
jetzigen Inſtruktionen zu erſtreben und ſo wenigſtens, ſoweit das be⸗ 
ſtehende Syſtem es geitatte, einen Schritt zur Beſſerung zu thun. 
Generalſt uerdirektor Burghardt erklärte ſich für das Prinzip, daß ein 
möglichſt einfaches, klares und nicht beläſtigendes Verfahren bei der 
Ausführung der Geſetze eingehalten werde. Indeß, die Erfahrungen ſeit 
dem neuen Geſetz von 1873 ſeien noch gering; viele Schwierigkeiten feien 
durch das Ungewohnte des neuen Verfahrens entſtanden. Man möge 
in den Anträgen wenigſtens ein zu großes Detail vermeiden. Die 
Zentralverwaltung ſei übrigens mit einer Reviſion der Inſtruktionen 
don 1873 beſchäftigt, wobei auch beſonders die Frage berückſichtigt 
werden ſolle, wie die Klaſſenſteuer in den großen Städten haltbarer 
gemacht werden könne. Die Abgg. Rickert und Wehrenpfennig hoben 
als Beiſpiele für die Nothwendigkeit des Antrages 3, ein einziges und 
möglichſt einfaches Formular zur Klaſſenſteuerveranlagung ef ebend 
zu machen und den Bezirksregierungen Spezialiſirung deſſelben zu 
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verbieten, beſonders die Verfügun 
der Regierungen zu Kaſſel und Merſeburg hervor. Die Speziali⸗ 
ſchrn gereiche dem ländlichen kleinen und mittleren Grundbeſitzer 
ehr zum 
aus dem Grundeigenthum z. B. noch ein Einkommen aus jedem 
Stück Vieh, oder die in dem Reinertrag der Aecker ſteckende 
Arbeitskraft des kleinen ſelbſt arbeitenden 
taxirt werde — in Kaſſel z. B. werde jede Kuh mit 30—45 M. 


I 1 4 er ß „jedes 
Schwein mit 25—30 M., jedes Schaf mit 3—4 M. 


veranſchlagt — 
entſtehe eine übertriebene Geſammtſchätzung des Srunpbertget im Moe 


leich mit den Steuerpflichtigen ohne ſolchen fi htbaren und zer- 


eg baren Beſitz. Generalſteuerdirektor 5 bemerkte zwar, 


daß die 9 kaſſeler Verfügung bereits als mißbräuchlich aner⸗ 
kannt und kaſſirt worden ſei; jedenfalls wurde aber durch dieſe Bei⸗ 
ſpiele bewieſen, daß in den obigen Anträgen werthvolle Momente für 
eine größere Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung ſtecken. 
Die Budgetkommiſſion wird heut ihre Berathung fortſetzen, und⸗ 
es wird dann wohl über eine einfachere und kürzere Form der erwähn 


ten Anträge eine Vereinbarung ſtattfinden. 


5 Tolales und Provinzielles. 


Poſen, 3. Februar. 

— Die angekündigte polniſch⸗katholiſche Volks verſamm⸗ 
lung zur Berathung über die Feier des im Mai ſtattfindenden 
päpſtlichen Jubiläums wird, wie der „Kuryer Poznanski“ 
an der Spitze des Blattes mittheilt, am 1. März im Bazar abgehal⸗ 
ten werden. Als Einlader dieſer Verſammlung figuriren Joſeph 
Graf Mycielski, Kajetan von Morawski, Kaſimir von Chlapowski, 
Dr. Fr. von Chlapowski, Stanislaw Graf Czarnecki, Roman Fürſt 
Gartoryski, Graf Grudzinski, A. von Koczorowski, Kanonikus Ko⸗ 
rytkowski, Prälat Likowski, Graf Lubienski, Geiſtlicher Dr. Lukowski, 
Kanonikus Maryanski, Stanislaus von Morawski, Lic. Poszwinski, 

(Diar Eduard Fürſt Radziwill, Stephan von Stablewski, Geiſtlicher 
Kaſimir von Szoldrski, Dekan Theinert und Geiſtlicher Dr. War⸗ 
tenberg. 

—g. Donnerſtag, den 15. d. M. gedenken zwei junge Künſtlerinnen 
im hieſigen Bazarſgale ein Konzert zu geben. Frl. O. Lichter⸗ 
felde iſt Pianiſtin, trat ſchon vor Jahren als noch ganz jugendliche 
Erſchetnung in Konzerten auf und hat vor Kurzem abermals durch 
ihre Leiſtungen das berliner Publikum entzückt. Auch anderweitig hat 
ſie vielfache Beweiſe anerkennender Theilnahme und Aufnahme erfah⸗ 
ren, wir erwähnen hier nur eines Konzertes im Kurhauſe zu Wies⸗ 
baden, wo ſie neben Wachtel das Intereſſe des Publikums zu feſſeln 
wußte. Ferner wird mitwirken die Altiſtin Frl. Bertha Langner, 
die ebenfalls in Berlin ſchon vielfach Beweiſe ihrer muſikaliſchen Tüch⸗ 
tigkeit abgelegt hat. Fräul. Langner gilt als eine tüchtige Schubert⸗ 
Sängerin. Im Verein mit Fräul. Lichterfelde hat ſie auch im 
2. Abonnements⸗Konzert zu Frankfurt mitgewirkt und beiden Damen 
gelang es, dieſes RR 5 einem der beſten der Saiſon zu ſtempeln. 

— Perſonal⸗ Veränderungen in 5 l 
Oberſt⸗Reuſ und Abtyeil-Kommer im em le ent 
Nr. 8, zum Kommdr. des Schlesw. Feld⸗Art.⸗Regts. Nr 9, Deim⸗ 
155 Oberſt⸗Lieut. à la suite des 1. Bad. Feld⸗Art.⸗Regts. Nr. 14 
un 


giments, v. Teichmann⸗Logiſchen, Major 
Rhein. Fuß⸗Art.⸗Regts. Nr. 8 und Art.⸗Offizier 5 + 
burg, zum Kommdr. des Magdeb. Fuß⸗Art.⸗Regts. Nr. 4 ernannt. 
v. Schirmeiſter, Oberſt⸗Lieut. und Bez.⸗Kommdr. des 2. 
(Pr. Stargardt) 8. Pomm. Landw.⸗Regts. Nr. 61, von 

lung entbunden. zur Megede, Major vom 8. Pomm. 
Nr. 61, zum Bez Kommdr. des 2. Bats. (Pr. Stargardt) 8. Pomm. 
Landw.⸗Regts. Nr. 61 ernannt. v. Braunſchweig, Major, 
aggr. dem Kolberg. Gren.⸗Regt. (2 Pomm.) Nr. 9, in das 8. Bomm- 
Juf.⸗Regt. Nr. 61 einrangirt. v. Liebenau, Major und perſönl. 
Adjut. des Kronprinzen Kaiſerl, und Königl. Hoheit, unter Belaſf. in 
dieſem Verhältniß, zur Dienſtleiſt. als milit. Begleiter des Prinzen 
Friedrich Wilhelm von Preußen Königl. Hoheit. v. Helden 
Sarno ws ki, Gen.⸗Major und Kommdr. der 14. Feld⸗ rt.⸗Brig., 
bis ultimo Mai er. zur Dienſtleiſt. bei dem Gen.⸗Feldzeugm. und 
Cbef der Art. Prinzen Carl von Preußen Königl. Hoheit komman⸗ 
dirt. Dr. Valentini, Oberſtabsarzt 1. Kl. und Regt3.- Arzt vom 
2; e vom 1. Februar cr. ab auf drei Monate zur 
Dientleiftung i des Prinzen Carl von Preußen Königl. Hoheit kom⸗ 
mandirt. 

6 Dem Jahrestage her e des Gra 
owski widmet ſein Leibblatt, der „Kuryer Poznauski“, ei 
ſchmerzbewegten Gedächtnißartikel. Das Blatt fag die ee 
an den traurigen Augenblick, als er nach Oſtrowo abgeführt 
babe ſich in alle Herzen eingegraben und noch heute jet es ſchwer 
ohne Exſchütterung an das Ereigniß zu denken und fährt wörtlich 
fort: „Solange unſer geiſtiger Vater ſich in Oſtrowo 
ten wir zwar über ſeine Gefangenhaltung, aber wir freuten uns der 
Gewißheit, daß er unter uns war. Jetzt iſt auch dieſe Freude uns 
0 unſere Verwaiſung ift noch größer, vollſtändiger. Wir 
aben jedoch von Oſtrowo den Eindruck einer wunderbaren, muth⸗ 
vollen Manifeſtation empfangen. Wir begehen den heutigen Jahres⸗ 
lag in gedrückter Stimmung und ſenden unferem geliebten Kardinal 
und Eribiſchof die Empfindungen der Verehrung und Liebe und den 
Ausdruck der Gewißheit, 


a la suite des 
latz in Straß 


Inf.⸗Regt. 


en Ledo⸗ 


ut ( daß wir, mit ihm im Geiſte vereinigt, an 
der heiligen Kirche, dem Stellvertreter Chriſti und der rechtmäßigen 
Hierarchie treu feſthalten werden. Dies wiederholen wir bei jeder 
Gelegenheit, denn wir ſehen darin den wahrſten Ausdruck deſſen, 
was wir fühlen und für unſere hauptſächlichſte Verpflichtung halten.“ 
„Wenn es ihnen nur bekommt“, jagt der Berliner. 


r. Gefälſchter Kupon. Vorgeſtern kam in ein 


hieſiges Bank⸗ 


Fife eine Frau mit einem i. J. 1878 zahlbaren Kupon der neuen 


zoſener Landſchaft, um denſelben zu wechſeln. Bei näherer Unterſu⸗ 


hier errichteten kleinen Druckerei vermuthlich mit andern als 


auf den fol⸗ 
ie 


Ä ln. No 
Kreis Schrimm; erloſchen iſt die Rotzkrankheit unter den Nieden des 


Dominiums Ludom, Kreis Obornik, die Lungenſenche unt f 
Nindvieh des Dominiums Stary grod, Kreis Krotoschin, je; 
Dominiums Alt⸗Laube⸗ 


Standesamt der Stadt Poſen. In der Woche vom 
Relder worden: 3. Februar d. J. find zu den Standesregiſtern ange⸗ 


1) 60 Geburten (9 mehr als, in vorhergehender 
zwar 35 männliche und 25 weibliche, e W BE 
2) 44 Sterbefälle (alſo 21 mehr als in voriger Woche). Die 
dab der Geburten überragt daher die der Sterbefälle um 16. Von 
en Geſtorbenen waren 23 männlich, 21 weiblich und befanden ſich 
darunter 16 Kinder unter 1 Jahre und 6 Todtgeburten. 


en und Veranlagungsformulaxre 
chaden. Dadurch, daß neben dem vollen Ertrag 


Beſitzers beſonders 


n mit der Führung deſſelben, zum Kommdr. dieſes Re⸗ 


ts. 
dieſer Stel⸗ 


wurde, 


befand, trauer⸗ 


im einer vor Kurzem 


3) 14 Eheſchließungen. Von dieſen waren: 14 rein katholiſch. 
14 der Geborenen ſtaͤmmen aus evangeliſchen, 38 aus katholiſchen, 2 
aus moſaiſchen und 6 aus gemiſchten Ehen. Von den 44 Geſtorbenen 
waren 12 evangeliſch, 28 katholiſch, 4 moſaiſch. 
( Schwerfenz, 1. Februar. [Ein Freiheitskämpfer 1. 
Wieder iſt einer der wenigen noch lebenden Freiheitskämpfer von 
1813—15 geſtorben, der penfionirte Gensdarm Hoffmann, welcher 
nin voriger Woche nach kurzem Krankenlager hier verſchied. Derſelbe 
batte bereits das 85. Lebensjahr überſchritten, war aber noch von 
einer Rüſtigkeit des Körpers, die eine längere Lebensdauer erwarten 
ließ. Der hieſige Landwehrverein, welchem der Verſtorbene als 
Ehrenmitglied angehörte, hatte es für eine Ehrenpflicht gehalten, zur 
Verherrlichung des n es des biederen Veteranen das 

Seinige beizutragen. Eine ufiffapelle eröffnete den Leichenzug, 
welchem ein zahlreiches Gefolge aus der Stadt und Umgegend ſich 
anſchloß, um Zeugniß von der allgemeinen Liebe und Achtung abzu⸗ 
legen, die der Dahingeſchiedene im Leben genoß. Am Grabe hielt 

der Probſt und Dekan Dambek eine ergreifende Rede, welche des Ver⸗ 
fſtorbenen Liebe und Treue zu König und Vaterland bervorhob und 
deſſen gottwohlgefälligen Lebenswandel pries. Eine Ehrenſalpe, von 
itgliedern des Landwehrvereins abgegeben, beſchloß die erhebende 
Begräbnißfeier. 
t Punitz, 1. Februar. ö ypbhu 
Feuer.] Geſtern hielt der bojanowoer⸗punitzer Lehrerverein beine 
Krſte diesjährige Verſammlung im Schulhauſe zu Bozanowo ab. Zu 
derſelben hatten ſich die Mitglieder des Vereins zahlreich eingefun⸗ 
den. Nach der Eröffnung wurde eine Adreſſe an Friedrich Harkort 
unterzeichnet. Hierauf delt Lehrer Günther aus Punitz einen 
Vortrag über die Erziehungstenzenden Rouſſeau's, wie er ſie in ſei⸗ 
nem „Emil“ niedergelegt. Nachdem dieſer Gegenſtand eine kurze 
Debatte hervorgerufen, hielt Lehrer Trier aus Bojanowo einen 
ortrag über „Reibungs⸗Elektrizität“, welcher von höchſt intereſſanten 
Experimenten begleitet war. Die nächſte Verſammlung findet am 25. 
April in Punitz ſtatt. — In dem % Meile von hier entfernten Dorfe 
ewee herrſcht ſchon ſeit einem Jahre der Typhus. Es find wäh⸗ 
ser dieſer Zeit zahlreiche Erkrankungsfälle vorgekommen und iſt es 
id gelungen. der anſteckenden Krankheit Einhalt zu thun. Der 
Umſtand, daß nur in Drzewee, in der Umgegend aber keine Erkran⸗ 
kungsfälle vorkamen, hat der Polizei⸗Behörde Veranlaſſung gegeben, 
durch den Sanitätsrath Dr. Adamkiewicz eine Reviſion der dortigen 
Lokalzuſtände vornehmen zu laſſen, durch welche feſtgeſtellt ift, daß die 
Hauplurſache der Krankheit im Waſſer liegt. Demzufolge ſind meh⸗ 
rere Brunnen zugeworfen und auch die Desinfizirung der Orte, wo 
Kranke liegen, iſt angeordnet worden. — In der Nacht vom 31. Ja⸗ 
nuar zum 1. Februar brach in einer Dominialſcheune in dem Dorfe 
Garzyn Feuer aus und legte dieſelbe in Aſche. In derſelben waren 
bedeutende Getreide⸗Vorräthe aufbewahrt worden. 

KRNawitſch, 1. Februar. [Vereins weſen. Semi⸗ 
nardirefto el In den zahlreichen hieſigen Vereinen herrſcht 
auch in dieſem Jahre ein recht reges Leben. Im Handwexkerverein 
hielt Schulamtskandidat Zibale einen Vortrag über die Gehör⸗ 
organe der verſchiedenen Thierklaſſen, in welchem der Vortragende in 
ehr klarer Weiſe unter Benutzung von Modellen und Zeichnungen 

te wunderbare Organiſation des menſchlichen Ohres erläuterte. In 
} er Verſammlung kam auch der Vertrag zur Verhandlung, den 
er Vorſtand des Vereins mit der Leipziger Lebensverſicherung eins 


[Lehrer verein. Typhus. 


45 Ken Die ungewöhnlich günftigen Bedingungen dieſes Vertrags 
re en ſchon eine größere Anzahl von Vereinsmitgliedern e e 
183 RASSE verſichern, und es läßt ſich hoffen, daß noch viele hieſige 
Bürger dieſem Beiſpiele folgen und durch angemeſſene Verſicherung 
r die Hatun der Ihrigen er en werden. — Im Bildungsvexein 
ſprach Rektor Cohn über die Stellung der Juden im Mittelalter. 
- — Seminardirektor Lie. Speers iſt, wie wir hören, wegen eines 
croniſchen Leberleidens, das ihn ſchon wiederholt längere Zeit an 
der Verwaltung ſeines Amtes gehindert hatte, um ſeine Penſionirung 

eingekommen. 
d ſtrowo, 2. Februar. [Vereins⸗Angelegenhei⸗ 
ten.] Geſtern Abend fand im biefigen Schützenſaale unter Betheili⸗ 
} U 2 ſämmtlicher Mitglieder eine General⸗Verſammlung der hie⸗ 
gen freiwilligen Feuerwehr ſtatt. Ein von einem bedeutenden Theile 
r Mitglieder beim Vorſtand geſtellter Antrag hatte die Einberufung 
veranlaßt und der bereits vorher zur allgemeinen Kenntniß gelangte 
Juhalt des Antrags hatte in hieſiger Stadt eine Erregung hervor⸗ 
Wien ließ, daß in der Verſammlung möglicherweiſe 


Bor zu entziehen. 

ein 

inet weit ſchlimmeren Ausdruck) bezeichnete, weil die der Vereinskaſſe 
tenmäßig für die H 


5 


Kae ac es bei dergleichen Vereinen anderer S 


reits Fänger zu Theil gewordenen Schickſal, nämlich einer mehrjäh⸗ 


Bromberg, 2. Februar. 8 87822 die Wahl der 
Abgeordneken Plath, Wehr und Gerber.] Ein eigen⸗ 
thümſicher, durch die Kühnheit ſeiner Schlußfolgerung ſich auszeich⸗ 
nender Proteſt iſt gegen die Wahl der Abgeordneten des zweiten brom⸗ 
berger Wahlbezirks, Platb. Wehr und Dr. Gerber, gerichtet worden. 
Das Geſetz vom 27. Juni 1860, welches die Wahlbezirke, die Wahl⸗ 
orte und die Zahl der in jedem Bezirke zu wählenden Abgeordneten 
feſtſtellt, weiſt dem zweiten bromberger Wahlbezirk die Kreiſe Wirſitz 
und Bromberg zu und ſetzt die Anzahl der zu wählenden Abgeordne⸗ 
ten auf drei fe Weil nun die Stadt Bromberg mit dem 1. Juli 
1875 aus dem Verbande des bisherigen Kreiſes Bromberg ausgeſchie⸗ 
den ift und ſeitdem einen beſonderen Stadtkreis bildet, anderer“ its 
der nach Ausſcheidung der on verbleibende Theil des ſeithen en 
Kreiſes Bromberg als ſelbſtändiger Landkreis mit der Kreisſtadt Bron⸗ 
berg fortbeiteht, darum — fo folgert der Proteſt — haben die 120 Wahl⸗ 
männer der Stadt Bromberg zu Unrecht an der Wahl der Abgeord⸗ 
neten theilgenommen, und fällt das Wahlergebniß, welches weſentlich 
auf der Theilnahme jener Wahlmänner beruht, der Vernichtung an⸗ 
heim. Daß den Proteſtirenden die Vorſtellung geläufig fein ſollte, wie 
das Ausſcheiden einer Stadt aus dem Kreisverbande in kommunaler 
Beziehung auf die politiſchen Rechte und Pflichten der Bewohner ohne 
Einfluß it, ſcheint eine füglich nicht zu erhebende Forderung zu fein. 
Jedem praktiſchen Laienperſtande hätte aber wohl die Pencz auftau⸗ 
chen müſſen, warum nach Theilung des Kreiſes gerade der Stadtkreis 
die politiſchen Rechte entbehren ſoll, welche bislang dem ungetheilten 
Kreiſe zukommen, und warum nicht eben ſo berechtigt das Verlangen 
de, I nur der Landkreis feines Wahlrechts beraubt werde. Es be- 
arf kaum der 8 aß der Antrag der mit der Prüfung des 
Proteſtes befaßten Abtheilung dahin geht, die Wahl der drei Abge⸗ 
Irdneten für gültig zu erklären. Bedauerlich bleibt nur die Leichtfer⸗ 
tigkeit, mit welcher, wie in vielen andern Fällen, ſo auch in dieſem 
das Wahlprüfungsgeſchäft erſchwert und verzögert wird. (Br. Z.) 
El- Schneidemühl, 2. Februar. [Konkurs. Abiturien⸗ 


2 EEE, 1 f 
Si ar u. N 


tenprüfung) Eins der beſtfrequentirten biefigen Reſtaurants 
iſt vor einigen Bla gerichtlich geſchloſſen worden, nachdem der Be⸗ 
ſitzer Tags vorher den Konkurs angemeldet. Dieſer Fall hat in der 
anzen Stadt Ueberraſchung hervorgerufen. — Zu der diesmaligen 
biturientenprüfung haben ſich 3 Primaner gemeldet. Die ſchriftliche 
Prüfung iſt bereits in voriger Woche beendet worden, die mündliche 
findet am 7. d. ſtatt. 


Aus dem Gerichtsſaal. 
Rawitſch, 1. Febr. [Polizeiliche Anmeldung von 
Verſammlungen.] Heute kam vor dem hieſigen Polizeirichter 
eine Anklage gegen einen Gutsbeſitzer wegen unterlaſſener Anmeldung 
einer politiſchen Verſammlung zur Verhandlung, in der eine für das 
Vereinsrecht nicht unweſentliche Frage zur Entſcheidung kam. Der 
Unternehmer der Verſammlung hatte einen am Orte der Verſamm⸗ 
lung wohnenden Geſinnungsgenoſſen mit der erforderlichen Anmeldung 
ſchriftlich beauftragt und dieſer der Ortspolizeihehörde die erforder⸗ 
liche Anzeige gemacht. Der Polizeiverwalter hatte jedoch, geſtützt auf 
den Wortlaut des Geſetzes, nach welchem die Anzeige mündlich oder 
schriftlich vom Unternehmer erfolgen muß, die Anzeige durch einen 
Bevollmächtigten nicht für ausreichend gehalten und, nachdem die Ver⸗ 
ſammlung obne N Anzeige des Unternehmers ſtattgefunden, 
eine Strafe von 15 Mark gegen denſelben feſtgeſetzt. Gegen dieſes 
Strafmandat hatte der Verurtheilte Widerſpruch erhoben, der Richter 
erklärte denſelben für berechtigt und erkannte auf Freiſprechung, in⸗ 
dem er ausführte, daß dem Geſetze genügt wäre, wenn der Unterneh⸗ 
mer nicht ſelbſt, ſondern durch einen bevollmächtigten Dritten die 
geſetzlich vorgeſchriebene Anzeige gemacht habe. 
Berlin, 2. Februar. Wir leſen im „Börſ.⸗Cour.“: Eine 
junge Dame in höchſt eleganter Toilette wurde am 2. d. auf die 
Anklagebank der II. Kriminal⸗Deputation des königl. Stadtgerichts 
geführt. Es war dies die 20jährige Helene Stephanie Wedel — eine 
Dame, die trotz ihrer Jugend und ihrer ſehr gebildeten Sprache ſchon 
ſeit langer Zeit und zum Theil mit großem Erfolge dem Gewerbe 
des Großſtaplerthums obliegt. Sie lernte deshalb bereits die Gefäng⸗ 
nißräume in Bromberg und Poſen kennen. Im Sommer 1870 
ſiedelte Fräulein Wedel nach Breslau über und miethete ſich dort hei 
der Stellenvermietherin Regensberg eine Wohnung. Dieſer ſtellte 
ſie ſich als Selma v. Grävenitz vor und gab an, ihre Eltern beſäßen 
bei Schneidemühl ein Rittergut, ihr Papa ſei Major a. D., ihr Oheim 
beſitze ein Rittergut im Kreiſe Hirſchberg, er ſei außerdem Landrath 
des betreffenden Kreiſes und Oberſt a. D.; ihre Schweſter ſei an 
einen Premier⸗Lieutenant, Namens Baron v. Saenger vecheirathet 
und ihr Bruder, ein Hauptmann z. D., habe ein Rittergut bei Nams⸗ 
lau. Ihr Vater habe ſie wohl verſtoßen, ihr Bruder gewähre ihr 
jedoch Unterſtützung. Sie werde auch bald ihr 21. Lebensjahr erreicht 
haben und erhalte alsdann ihr mütterliches Erbtheil von 24,000 Thlr. 
Das ganze Auftreten der Wedel, ſowie ihre Viſitenkarten“ die auf den 
Namen Selma v. Grävenig lauteten, ließen einen Zweifel an ihren 
Angaben nur ſchwer zu und in Folge deſſen erfuchte Frau Regensber 
den Damenſchneidermeiſter Seerich in Breslau, dem angeblichen Frl. 
v. Grävenitz Kredit zu gewähren Nachdem Seerich ſich ſelbſt von 
dem Sachverhältniß ü 11 0 chenkte auch er den Angaben des 
„gnädigen Fräulein“ vollen Glauben und gewährte ihr beim Verkauf 
von mehreren Damenkleidern dc. einen Kredit von 45 Thlr. Plötzlich 
war jedoch „Fräulein v. Grävenitz“ mit allen ihren geliehenen Sachen 
ſpurlos aus Breslau verſchwunden. Nach einigen Monaten ward 
das „Fräulein“ in der deutſchen Reichshauptſtadt entdeckt und nun⸗ 
mehr in Gewahrſam genommen. Als ihr vom Unterſuchungsrichter 
bemerkt wurde, Seerich habe an ihren Papa geſchrieben; dieſer habe 
aber geantwortet, es müſſe auf alle Fälle eine Schwindlerin ſeinen 
Namen mißbrauchen, antwortete fie: „Es iſt m genug. daß 
mein leiblicher Vater den gern jo weit ausdehnt, daß er ſelbſt fein 
eigenes Kind verleugnet.“ Trotzdem ſich Fräulein Wedel ſchon zwei 
Monate lang in Unterſuchungshaft befindet, ſo wurde ſie heute ohne 
Anrechnung derſelben zu 3 Monaten Gefängniß und 1 Jahr Ehr⸗ 
verluſt verurtheilt. 


— —— — 


E Wöchenilicher PYrodußten- un) Wörſenbericht 


von Hermann Meyer. : 


Poſen, 3. Februar. Die Witterung bleibt fortgeſetzt regne⸗ 
riſch und von der normalen Temperatur der Jahreszeit abweichend. 
Ueber den Stand der Saaten verlautet jedoch nichts Nachtheiliges. 
Am Landmarkte blieben die Zufuhren in 

Roggen recht mäßig, welcher Preiſe in feinen Waaren behaupten 
konnte, während geringere Waaren im Preiſe nachgaben. Der Grund 
dieſer vergrößerten Preisdifferenz zwiſchen feiner und geringerer 

Waare liegt in den Ankäufen des Proviantamts, welches jetzt nur 
beſſere Sorten aus dem Markte nimmt. Der fehlende Abſatz für ge⸗ 
ringere Sorten veranlaßt die Käufer zur Lagerung. Der Abzug nach 
Sachſen iſt außerordentlich ſchwach und auch biefige Konſumenten find 
in Folge rückgängigen auswärtigen Bar ſehr mrückhaltend. Man 
zahlte für geringe Waare 163170, feine 174—180 Mk. pr. 1000 Klg. 

Weizen, Gerſte und Erbſen blieben gegen die Vorwoche un⸗ 
verändert, während \ 
Hafer ſchwach zugeführt, von Konſumenten begehrt war. Man 

zahlte 140—150 Mk. per 1000 Kl. N , 

Spiritus gab ferner im Preiſe nach, was jedoch mehr eine 

Folge des pariſer Preisrückganges als zu großen Angebots war. Die 
pariſer Flaue ſcheint hauptſächlich auf inneren Börſenverhälmiſſen zu 
beruhen, denn die Minderproduktion in Frankreich in den Monaten 
Oktober, November, Dezember von 287,595 Hektoliter, der allerdings 
ein Plus von 1600 Hektoliter Import, ein Minus von 17,450 Hekto⸗ 
liter Import und 82,315 Hektoliter Konſum gegenüberſteht, begründet 
den Rückgang nicht. Im Deutſchen Steuerverein betrug die Produk⸗ 
tion pro 1875 vom 1. Oktober bis 31. Dezember 134,754,700 Ltr., in 
den Monaten Oktober und November pro 1876 67,349,700 Ltr. 
Dieſe Zahlen ergaben ein bedeutendes Minus, wenn auch die Produk⸗ 
tion des Monats Dezember d. J. viel höher als die des November 
in Anſchlag gebracht wird. Die mangelhafte Kartoffelernte in den 
Oſtprovinzen dürfte in den nächſten Brennmonaten das Minus noch 
vergrößern, während gute Ausſicht vorhanden iſt, daß der jest ru⸗ 
hende Import ſich im Früßſahr wieder belebt, wozu die in Ausſicht 
genommene Ermäßigung des Einfuhrzolles in 2 ar beitragen 
dürfte. Die Situation muß daher für Spiritus durchaus günſtig er⸗ 
ſcheinen, umſomehr als es beachtenswerth bleibt, daß mit Ausnahme 
des Lagers in Berlin, welches jetzt ca. 4% Millionen gegen 5% Mil⸗ 
lionen pro 1875 ergiebt, die Läger an den übrigen Stapelplätzen leine 
weſentliche Vermehrung erhalten haben. Stettin beſitzt 15, Poſen 
ebenfalls 11 Millionen Ltr. Die Waſſerabladung von der Warthe 
allein iſt 2 Millionen geringer als im Vorjahre. An unſerer Börſe 
blieb die Tendenz ununterbrochen feſt, obwohl die Courſe ſich dem 
berliner Rückgange anpaſſen mußten. Die Kündigungen beim Beginn 
des Februartermins blieben anfänglich ohne Empfänger, wurden fliege 
lich aber nach vergrößertem Report von Neporteurs und Fabrikanten 
aufgenommen. Der Abzug von Rohwagre iſt ſehr ſchwach, die Sprit⸗ 
fabriken mäßig beſchäftigt, fehlen neue Ordres. Man zahlte für Fe⸗ 
bruar 52,5 —52—53—52, April⸗Mai 54,5—55— 54,20. 


Staats- und Volks wirthſchaft. 


Die Entwickelung des deutſchen Eiſenbahnnetzes. Im 
vorigen Jahre ſind in ganz Deutſchland nur 1246 Kilometer (166 Ml.) 
Eiſenbahnen eröffnet, davon in Baiern 235. Von den übrigen wurde 
die Strecke Kottbus⸗ Frankfurt a. O. von 72,8 Kilometer erſt am 31. 
Dez. 1876 in Betrieb geſetzt. Gegen die erſten Jahre nach dem fran⸗ 
zöſiſchen Kriege iſt dies eine ſehr erhebliche Abnahme in der Entwicklung 
des deutſchen Eiſenbahnnetzes; der Grund dieſer langſamen Zunahme 
iſt hauptſächlich in der Verſchleppung der Ausführung der Bauten zu 
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ſuchen. Es iſt über dieſen Uebelſtand ſchon vor längerer Zeit geklagt, 
unter dem übrigens nicht nur die Privathahnen, ſondern auch die 
Staatsbahnen zu leiden haben. Oft vergehen eim paar Jahre na 
Bewilligung der betreffenden Summen für ein Bahnprojekt, bevor 
ſeitens der n die Details der Baupläne ſo weit genehmigt 
nd, daß der Bau in Angriff genommen werden kann. Dies war z. 

„der Fall bei den Bahnen von Polen nach Belgard, Stolp ꝛc., welche 
bereits 1874 genehmigt und deren Bau erſt im vorigen Herbſt begon⸗ 
nen wurde. Aehnlich iſt es mit den ſämmtlichen Bahnlinien der 1 
Millionen Thaler⸗Anleihe. In den 4 Jahren, welche ſeit ihrer Bau⸗ 
bewilligung verfloſſen ſind, iſt noch nichts davon eröffnet worden. 
Uebrigens trägt auch die Ae e der Grunderwerbung in Folge 
des neuen Expropriattonsgeſetzes zur Verſchleppung der Bahnbauten 
bei. Trotz der ſeit bereits länger als 3 Jahre ruhenden Spekulations⸗ 
luſt find noch gegen 600 Meilen Bahnen in Deutſchland im Bau, aller⸗ 
dings meiſt Staatsbahnen; dazu gehören die Berliner Nordbahn, 
welche die Verwaltung der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn, von 
der ſie ausgeführt wird, früher bereits am 1. Jan. 1877 zu eröffnen 
hoffte, (30 Meilen), Wangerin⸗Konitz (ca. 19 Meilen), Berlin⸗Wetzlar 
(ca. 60,5 Meilen), Coblenz⸗Trier⸗Metz (36 Meilen), Hannover⸗Har⸗ 
burg (17 Meilen), Poſen⸗Stolp⸗Rügenwalde. (53 M.) Im laufenden Jahre 
wird, wie man zuverſichtlich erwarten darf, die Ausdehnung der er⸗ 
öffneten Linien, erheblich größer als 1876 ſein. (B. B. C.) 


BDermiſchtes. 

* Breslau, 2. Febr. Man ſchreibt der „Schleſ. Ztg.“: 
traurigen Lage des breslauer Stadttheate 15 9 — m 7 
machen, iſt eine Anzahl hieſiger Bürger zuſammengetreten, mit der 
Abſicht, durch eine jährlich zu veranſtaltende Prämien⸗Kollekte 
nach dem Muſter der Kölner Dombau⸗Lotterie) 200,000 Mk. pro anno 
flüſſig zu machen und dem Magiſtrat zum Zwecke des Stadttbeaters 
zur Dispoſition zu ſtellen. Durch dieſen Zuſchuß würde es wohl je⸗ 
dem tüchtigen Theaterdirektor möglich werden, das Stadttheater zu 
einem würdigen Kunſtinſtitut zu erheben und dauernd zu entwickeln. 
Das Komitee ift bereits um die Konzeſſion zu dieſer Lotterie auf die 
Dauer von 10 Jahren eingekommen und hofft, dieſelbe in den nächſten 
Wochen zu erhalten.“ Dieſe Hoffnung dürfte ſich kaum erfüllen, da 
auch dem Komitee für die Errichtung eines Muſeums der bildenden 
Fünfte, trotz des Wohlwollens, das feinen Beſtrebungen ſelbſt von 
Allerhöchſter Stelle zugewandt wurde, die Genehmigung zu einer 
worden ff Lotterie vom Miniſter des Innern rundweg abgeſchlagen 
worden iſt. 

Köln, 31. Januar. Der Waſſerſtand des Rheines iſt 
ſeit geſtern um mehr denn 3 Fuß gewachſen und beträgt beute Mittag 
12 Fuß. Ein weiteres Wachſen des Waſſers ſteht noch bevor. Die 
Kobl. Zeitung“ ſchreibt: „Durch den geſtrigen ſtarken Regen und 


Wind iſt der Rhein während der Nacht um 3 Fuß gewachſen. Auch 
die Moſel iſt ſeit geſtern Morgen derart im Wa fen begriffen daß 
dieſelbe ſchon ſtellenweiſe den Leinpfand überſpüft. Die neue oſel⸗ 


dampfſchifffahrt war daher gezwungen, einſtweilen ihre Fahrten ein⸗ 
ſtellen zu müſſen. Auch die Bagger in der Moſel haben 115 Thätig⸗ 
85 0 Gn le d Kr der 28 tar a 13 Lahn ſind bedeutend im 
Steigen, ſo daß wir, wenn kein ſtilleres Wetter eintritt, hier einen 
hohen Waſſerſtand befürchten müſſen.“ er an 


Wiſſenſchaft, Runſt und Literatur. 


* Eine gänzliche Mondfinſterniß findet am . 
Februar ſtatt, die bei günſtiger Witterung deshalb 1 bequem 
3 Ines fen De 3 Ms weil der Mond bein 
Beginn der Erſcheinung bereits hoch über dem Hori ud das 
ganze Schau iel in 1 Ahendſtunden vor Wege ber iner 
„Volks⸗Ztg.“ bemerkt darüber: „Schon bei 
dieſem Tage um 5 Uhr 31 Minuten vor fi 
reits der Vollmond bei klarem Horizont 
21 Minuten aufgeht. Der intereſſante Anblick, den die beiden Hims 
melsgeſtirne ſtets darbieten, wenn ſie gleichzeitig im Oſten und im 

Weſten den Horizont berühren, iſt diesmal recht geeignet, auch dem 
Laien deutlich zu machen, daß der Schatten der Erdkugel, welche zwi⸗ 

ſchen Sonne und Mond fteht, den Mond een und ihm das Son⸗ 
nenlicht nehmen müſſe. Der Mond befindet ſich bereits um dieſe Zeit 
im Halbſchatten der Erdkugel, wenngleich dies für unjer Auge wenig be 
merkbar iſt. Die wirkliche Verfinſterung beginnt erſt, wenn der Mond 
in ſeiner Bewegung um die Erde in den Kernſchatten derſelben ein⸗ 
tritt, was um 6 Uhr 23 Minuten der Fall iſt. Hiernach bemerkt man 
ſehr bald auch mit bloßem Auge, wie der untere Nand des Vollmon⸗ 
des ſich zu verfinſtern beginnt, als ob eine ſchwarze Scheide ſich vor 
die helle Mondkugel ſchiebe. Der ſinſtere Ausſchnitt. wächſt nun mehr 
und mehr und ſchreitet wachſend fort, 17 daß die helle Mondſcheibe 
nach und nach zu einer ſchmalen Sichel mit triibem Licht wird. End⸗ 
lich um 7 Uhr 20 Minnten verſchwindet auch der letzte helle Streifen 
und es beginnt die totale Verfinſterung, welche über 14 Stunden an⸗ 
hält. Zuweilen wird der völlig verſinſterte Mond ganz unſichtbar, 
uweilen jedoch erſcheint er bei totaler Verſinſterung in einem auffal⸗ 
end rothen Lichte, als ob ſein ſonſtiger Silberſtrahl ſich in glithendes 
Kupfer verwandelt hätte. Die Wiſſenſchaft lehrt uns, daß dieſes rothe 
Licht von Sonnenſtrahlen herrührt, welche durch die Atmosphäre der 
Erde von ihrer Hahn abgelenkt worden und in den Schattentegel hin⸗ 
einfallen, durch welchen der Mond wandert. Daß dieſes Licht nicht 
immer ſichtbar wird, das rührt wahrſcheinlich von Trübungen in der 
Erdatmosphäre her, welche die Sonnenflrahlen nicht durchlaſſen. Um 
8 Uhr 57 Minuten wird wiederum der zuerſt verfinſtert Pi Theil 
der Mondkugel helles Sonnenlicht empfangen und zu leuchten anfan⸗ 
gen. Nunmehr wächſt die Mondſcheibe wieder nach und nach an, und! 
um 9 Uhr 54 Minuten verſchwindet der letzte Hauch 

rung, und der Vollmond ſtrahlt in ungetrübtem Glanze 


onnenuntergang, der an 
ch geht, wird im Oſten be⸗ 
chtbar ſein, der um 5 Uhr 


x 


der Verfinſte⸗ 


Arieſlaſten. 


Abonnent. Die „Verhandlungen des 10. deutſche'n 
Proteftantentages zu 1 9 5 vom 29. bis 31. Auguſt 1876 
n pes ns a pr. en ahres von dem geſchäftsführenden Aus⸗ 

eutſchen Proteſtantenvereins veröffentlicht w i 
Haak, N. W. Dorotheenſtr. 55 erſchienen. N ade en e 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 0 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


| Delegraphiſche Nachrichten. 0 


Berlin, 3. Februar. Das Abgeordnetenhaus erledigte mehrere 
unerhebliche Vorlagen und genehmigte in fortgeſetzter zweiter Leſung 
die Etats des landwirtſchaftlichen Miniſteriums, der Porzelan-Ma I 
nufaktur, des Herrenhauſes und Abgeordnetenhauſes, der allgemeinen 
Finanzverwaltung, des Miniſteriums des Innern bis einſchließlich 
des Titels über die Strafanſtaltsverwaltung unverändert. Im Laufe 
der Debatte erklärte Miniſter Friedenthal, die Verhandlungen mik 
Holland wegen Anſchluß des holländiſchen Kanalſyſtemes an das 
deutſche ſeien dem Abſchluſſe nahe. Einzelne Poſitionen und Anträge 
wurden an die Budgetkommiſſion verwieſen. ? 

Petersburg, 3. Februar. Auswärtige Zeitungen ſprechen von 
der Organiſation des Landſturmes; alles darüber Geſagte iſt nicht 
richtig. Nirgends fanden Berufungen des Landſturms ſtatt, es liegt 
nichts vor als die längſt erwartete ergänzende Novelle zum Wehr“ 
pflichtgeſetz. * 
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